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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die	Wälder	und	Meere,	Seen	und	Moore,	Flüsse	und	Auen	müssen	eine	Menge	
aushalten,	mit	dem	der	Mensch	die	Umwelt	belastet.	Die	Ökotope	versorgen	
den	Menschen	zwar	unter	anderem	mit	den	existentiellen	Grundlagen	des	Le-
bens,	aber	saubere	Luft	und	genießbares	Wasser	werden	fast	immer	als	selbst-
verständlich	angesehen	und	dementsprechend	oft	nicht	wertgeschätzt.		
Interessant	ist	daher	die	TEEB-Studie,	die	der	frühere	Deutsche	Bank	Manager	
Pavan	Sukhdev	2010	abgeschlossen	hat.	Für	das	Umweltprogramm	der	Verein-
ten	Nationen,	mit	Unterstützung	der	EU	und	des	deutschen	Umweltministeriums	
hat	Sukhdev	die	wirtschaftliche	Bedeutung	der	Ökosysteme	und	damit	ihren	
Wert	berechnet.	Um	die	Natur	zu	schützen,	wirbt	er	dafür,	die	bislang	kosten-
losen	Dienstleistungen	der	Natur	mit	einer	Art	Preisschild	zu	versehen	und	den	
Menschen	damit	deutlich	zu	machen,	welchen	natürlichen	Schatz	sie	täglich	
verbrauchen.	Oder	auch	vernichten,	wie	Sukhdev	am	Beispiel	der	Korallenriffe	
ausgerechnet	hat.	Die	Ökosystemdienstleistungen	der	Korallenriffe	vom	Küsten-
schutz	bis	zur	Fischzucht	haben	einen	Wert	von	170	Milliarden	Dollar.	Dabei	ist	
der	Wert	für	die	Natur	noch	wesentlich	höher	und	lässt	sich	gar	nicht	in	Zahlen	
ausdrücken.	Allein	25	Prozent	aller	Fischarten	sind	im	Laufe	ihres	Lebens	auf	
Korallenriffe	angewiesen.	Wenn	die	Korallenriffe	aufgrund	der	Meeresver-
schmutzung	und	des	Klimawandels	sterben,	sterben	auch	die	Fische	–	und	eine	
halbe	Milliarde	Menschen	verliert	ihre	Lebensgrundlage.	Der	wahre	Wert	der	
Korallenriffe	ist	also	unermesslich.

Auch	Wälder,	Flüsse,	Seen	und	all	die	anderen	Biotope	sind	von	unschätzbarem	
Wert	für	das	Leben	der	Menschheit.	Die	Natur	zu	schützen	liegt	daher	in	unse-
rem	ureigensten	Interesse.	Wir	sind	von	der	Natur	abhängig,	unsere	gesamte	
Wirtschaft	und	unsere	Zivilisation	hängen	von	den	Leistungen	der	Natur	ab.	
Deswegen	braucht	ein	Land	wie	Deutschland	eine	starke	Umwelt-	und	Natur-
schutzpolitik	mit	nachhaltigen	Vorgaben	für	den	Schutz	von	Klima,	Umwelt		
und	biologischer	Vielfalt.	Die	Deutsche	Umwelthilfe	e.V.	hat	daher	2010	weiter-
hin	beständig	für	schadstoffarme	Autos	und	eine	klimafreundliche	Mobilität	ge-
stritten,	hat	die	Bundesregierung	auf	den	unvereinbaren	Widerspruch	der	AKW-
Laufzeitverlängerung	mit	dem	Ausbau	der	erneuerbaren	Energie	hingewiesen,	
hat	für	eine	umweltverträgliche	Kreislaufwirtschaft	geworben	und	für	strikte	
Quoten	beim	Fischfang	gekämpft.	

Über	unsere	Erfolge	und	Rückschläge,	unsere	Ideen	und	Ziele	berichten	wir		
auf	den	folgenden	Seiten.	Ich	lade	Sie	sehr	herzlich	ein,	sich	einen	Überblick	
über	die	vielfältigen	Leistungen	und	das	ausgewählte	Themenspektrum	der	
Deutschen	Umwelthilfe	e.V.	zu	verschaffen.	

Prof.	Dr.	Harald	Kächele,	
Vorsitzender	der	Deutschen	Umwelthilfe	e.V.

	



Deutsche Umwelthilfe e.V. | Jahresbericht 2010

	 	

4 Inhalt

2	 Impressum

3		 Vorwort

4		 Inhalt

 
Energie und Klimaschutz

	

	
6	 Fortschritt	sichern,		
	 Energiewende	beschleunigen	
	 Die	DUH	entwickelt	Konzepte		
	 zur	Energieversorgung,	klärt			
	 über	die	Folgen	von	neuen		 	
	 Kohlekraftwerken	auf	und	enga-	
	 giert	sich	für	die	Integration	der		
	 erneuerbaren	Energien	in	das		
	 Stromnetz			

10		Neuer	Wind	im	Netz:		
	 Das	Forum	Netzintegration		
	 Erneuerbare	Energien	

11	„Nichts	ist	endgültig		
	 entschieden!“
	 Interview	mit	DUH-Bundes-	
	 geschäftsführer	Rainer	Baake		
	 über	die	Laufzeitverlängerung		
	 von	Atomkraftwerken,	die		
	 Kosten	der	Energiewende	und		
	 eine	Generationenfrage		

Verkehr und Luftreinhaltung

12	Klimafreundlich	mobil
	 Die	DUH	setzt	sich	für	das	EU-	
	 Urteil	zum	Recht	auf	saubere		
	 Luft	ein	und	fordert	konsequent		

14

16

22

6

	 eine	effiziente	und	schadstoff-	
	 arme	Technik	für	Verkehrs-	
	 mittell	aller	Art

14	Die	EU	fördert	den	DUH-	
	 Einsatz	für	natürliche	Kälte-	
	 mittel	in	Autoklimaanlagen

15	„Wir	brauchen	eine	neue		
	 Ehrlichkeit	bei	den	Auto-	
	 herstellern“
	 Interview	mit	DUH-Bundes-	
	 geschäftsführer	Jürgen	Resch		
	 über	die	Tricks	der		
	 Autokonzerne,	falsche		
	 Verbrauchsangaben	und		
	 getäuschte	Verbraucher

	
Naturschutz

16		Die	biologische	Vielfalt		
	 bewahren
	 Die	DUH-Naturschützer		
	 streiten	für	den	Schutz	der		
	 Wälder,	Flüsse	und	Meere

19		Der	Naturschutzfonds		
	 Lebendige	Wälder

20	Engagiert	für	das	Leben		
	 im	Meer
	 Die	DUH-Meeresschutz-	
	 kampagne	für	gesunde	Fisch-	
	 bestände	und	Artenreichtum		
	 im	Meer



Deutsche Umwelthilfe e.V. | Jahresbericht 2010

	 	

Inhalt 5

24

28

32

33

30	Im	Graubereich		
	 der	Umweltgesetze
	 Molkegetränke	ohne	Molke,			
	 Druckchemikalien	in	der	Saft-	
	 tüte	und	zu	viel	Quecksilber	in		
	 Energiesparlampen:		
	 Die	DUH	wundert	sich	über	die		
	 Tricks	mancher	Industrie-	und		
	 Handelsunternehmen

	
Umwelt und Entwicklung

32	Hand	in	Hand		
	 für	besseres	Essen
	 Der	Hand	in	Hand-Fonds	für		
	 ökologisch-soziale	Projekte	und		
	 das	Ernährungsprogramm	beim		
	 Regionalverband	Nord

	
Preise

33		Der	UmweltMedienpreis	2010	

	
DUH intern

34		Das	Leitungsteam

	
Bilanz

36	Solide	Finanzen		
	 für	engagierte	Umweltarbeit
	 Eine	breite	Basis	von	privaten		
	 Spendern	und	öffentlichen		 	
	 Geldgebern	trägt	zur	Umwelt-		
	 und	Naturschutzarbeit	der		 	
	 DUH	bei	

39		Adressen	

Kommunaler Umweltschutz

		

	

22		Der	Mensch	braucht	Natur		
	 in	Stadt	und	Land
	 Die	DUH	unterstützt	Städte	und		
	 Gemeinden	beim	Schutz	der		
	 biologischen	Vielfalt

24		Gutes	Klima	in	der	Stadt
	 Kommunen	engagieren	sich	für		
	 den	Klimaschutz	und	messen		
	 ihre	Erfolge	im	DUH-Wett-	
	 bewerb	zur	„Bundeshauptstadt		
	 im	Klimaschutz“	

	
Ökologischer Verbraucherschutz

26	Die	DUH	ist	Anwalt		
	 der	Verbraucher
	 Die	DUH-Verbraucherschützer		
	 klagen	die	Rechte	der	Verbrau-	
	 cher	auf	umweltrelevante		
	 Infomationen	von	Autos	und		
	 Hausgeräten	ein

	
Kreislaufwirtschaft

28		Mehrweg	schont	Umwelt		
	 und	Klima
	 Die	Recyclingexperten	der		 	
	 DUH	decken	die	Verschleie-	
	 rungen	der	Dosen-	und		
	 Plastikflaschenlobby	auf,		
	 finden	Pfandbetrüger	und		
	 Greenwashing	in	der		
	 Getränkeindustrie



Deutsche Umwelthilfe e.V. | Jahresbericht 2010

6 Energie und Klimaschutz

Fortschritt sichern, Energiewende beschleu nigen
Die DUH setzt weiter konsequent auf die Energiewende:
Mit eigenen Zukunftskonzepten zur Energieversorgung, mit Aufklärung 
über die Gefahren einer Laufzeitverlängerung von Atomkraftwerken 
und der Verhinderung neuer Kohlekraftwerke 

n Auf	eine	Geisterfahrt	in	die	energie-	
und	klimapolitische	Vergangenheit	hat	
sich	die	schwarz-gelbe	Koalition	mit	
ihrer	Atompolitik	und	der	Förderung	
neuer	Kohlekraftwerke	begeben.	Die	
Voraussetzungen	für	Fortschritte	auf	
dem	Weg	zu	einem	klimaschonenden	
und	risikoarmen	Energiesystem	haben	
sich	2010	erschwert.	Die	DUH	findet	
sich	damit	selbstverständlich	nicht	ab.	
Wir	haben	deshalb	unser	Engagement	
für	die	Fortsetzung	und	Beschleuni-
gung	der	Energiewende	verstärkt.	Ziel	
bleibt	eine	Klima,	Umwelt	und	Ge-
sundheit	schonende	Energieversor-
gung,	in	der	Strom	zu	hundert	Prozent	
aus	erneuerbaren	Energieträgern	er-
zeugt	wird.

Um	den	dafür	notwendigen	Struktur-
wandel	innerhalb	einer	Generation	
vollziehen	zu	können,	müssen	die	
Weichen	heute	richtig	gestellt	werden.	
Konkret	kann	der	Auf-	und	Ausbau	der	
erneuerbaren	Energien	mit	der	bisheri-
gen	Dynamik	nicht	weitergehen,	wenn	
gleichzeitig	neue	Kohlekraftwerke	er-
richtet	werden,	die	die	Atmosphäre	für	
ein	weiteres	halbes	Jahrhundert	mit	
Millionen	Tonnen	Treibhausgasen		
belasten.	Genauso	wenig	können	die	
erneuerbaren	Energien,	wie	von	der	
Bundesregierung	angekündigt,	„den	
Hauptanteil	an	der	Energieversorgung	
übernehmen“,	wenn	Atomkraftwerke	
noch	bis	zu	30	Jahre	weiterlaufen		
sollen.

Die	DUH	hat	jenseits	der	Debatte	über	
Sicherheitsrisiken	und	die	ungeklärte	
Endlagerfrage	den	„Systemkonflikt“	
thematisiert,	der	sich	aus	dem	verbisse-
nen	Festhalten	an	alten	AKW	und	
neuen	Kohlekraftwerken	ergibt.	Zur	Er-
gänzung	der	naturbedingt	unstet	anfal-
lenden	Strommenge	aus	Wind-	und	
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Sonnenenergie	werden	Kraftwerke	be-
nötigt,	die	den	Schwankungen	flexibel	
folgen	können.	AKW	und	große	Kohle-
kraftwerke	sind	dazu	technisch	nur	
eingeschränkt	in	der	Lage.	Deshalb	be-
nötigen	wir	weniger	Kraftwerke,	die	24	
Stunden	am	Tag	und	während	des	gan-
zen	Jahres	Strom	produzieren.	Kraft-
werke	müssen	heutzutage	vor	allem	
schnell	auf	Stromschwankungen	im	
Netz	reagieren,	also	innerhalb	von	Mi-
nuten	herunter-	und	heraufgefahren	
werden	können.	Typischerweise	sind	
das	hocheffiziente	Gaskraftwerke,	de-
ren	Abwärme	in	so	genannter	Kraft-
Wärme-Kopplung	effizient	genutzt	
wird.	Im	Laufe	des	Jahres	hat	die	Frage	
des	Systemkonflikts	nicht	zuletzt	auf-
grund	der	DUH-Aktivitäten	in	der	öf-
fentlichen	Debatte	mehr	und	mehr	an	
Gewicht	gewonnen.	Der	Sachverstän-
digenrat	für	Umweltfragen	(SRU)	der	
Bundesregierung	und	auch	das	Um-
weltbundesamt	(UBA)	vertreten	in	die-
sem	Zusammenhang	sehr	ähnliche	Po-
sitionen	wie	die	DUH.	

Neue Kohlekraftwerke  
verhindern

Im	Rahmen	der	DUH-Klimaschutz-
kampagne	haben	wir	Bürgerinitiativen	
und	Umweltgruppen	gegen	den	Bau	
neuer	Kohlekraftwerke	unterstützt	und	
beraten.	Neben	der	politischen	Unter-
stützung	hilft	die	DUH	lokalen	Bürger-
initiativen	gegen	„Klimakiller-Kraft-
werke“	bei	rechtlichen	Fragen	wäh-
rend	der	Genehmigungsverfahren.	Die	

DUH	lässt	eigene	Rechtsgutachten	er-
stellen	und	hilft	im	Einzelfall	bei	der	
Auswahl	geeigneter	Anwälte	und	Sach-
verständiger.	Häufig	mit	messbarem	Er-
folg:	Innerhalb	von	zwölf	Monaten	
wurden	neun	große	Kraftwerksprojekte	
verschoben	oder	aufgegeben.

Hervorzuheben	ist	insbesondere	die	
Ende	2010	noch	andauernde	Ausein-
andersetzung	um	das	im	Bau	befindli-
che	E.on-Kohlekraftwerk	im	westfäli-
schen	Datteln.	Der	mit	mehr	als	1.000	
Megawatt	leistungsstärkste	Einzelblock	
eines	Kohlekraftwerks	in	Europa	würde	
über	seine	Lebenszeit	gerechnet	mehr	
als	200	Millionen	Tonnen	CO2	in	die	
Atmosphäre	blasen.	Der	Bebauungs-
plan	war	im	September	2009	vom	
Oberverwaltungsgericht	Münster	we-
gen	Verstößen	gegen	zentrale	Klima-
schutzziele	des	Landes	Nordrhein-
Westfalen	und	gegen	das	Umweltrecht	
aufgehoben	worden.	Wesentliche	Teile	
der	Baumaßnahmen	sind	seither	ge-
stoppt.	

Das	Bundesverwaltungsgericht	bestä-
tigte	das	Urteil	im	März	2010.	Versu-
che	der	schwarz-gelben	Landesregie-
rung	in	Düsseldorf,	den	höchstrichter-
lich	festgestellten	Rechtsbruch	durch	
grundlegende	Änderungen	der	Ziele	
der	Landesplanung	(„Lex	E.on“)	nach-
träglich	zu	heilen,	scheiterten	an	deren	
Abwahl	im	Mai	2010.	Im	Bündnis	mit	
anderen	Umwelt-	und	Klimaschutzor-
ganisationen	forderte	die	DUH	die	Par-
teien	in	NRW	daraufhin	vor	der	Land-
tagswahl	auf,	ein	Landesklimaschutz-

gesetz	mit	verbindlichen	Zielen	für	den	
Klimaschutz	und	den	Ausbau	der	er-
neuerbaren	Energien	zu	schaffen.	Die	
Forderung	wurde	im	Sommer	2010	fast	
eins	zu	eins	in	die	Koalitionsvereinba-
rung	der	rot-grünen	Minderheitsregie-
rung	in	Düsseldorf	aufgenommen.	

Angriffe auf die  
Energiewende abwehren

Die	Bundesregierung	setzt	sich	in	ih-
rem	Energiekonzept	zum	Teil	ehrgei-
zige	langfristige	Ziele	für	den	Klima-
schutz	und	den	Ausbau	der	erneuerba-
ren	Energien.	Umgesetzt	und	verab-
schiedet	hat	die	schwarz-gelbe	
Koalition	aber	nur	vier	Gesetze,	die	al-
lesamt	die	Atomenergie	und	die	Ver-
längerung	der	Reaktorlaufzeiten	betref-
fen.	Der	Vorrang	der	erneuerbaren	
Energien	wird	im	Energiekonzept	ei-
nerseits	beschworen	und	andererseits	
„im	Kleingedruckten“	mit	Begriffen	wie	
„Mengensteuerung“	in	Zweifel	gezo-
gen.	Vor	diesem	Hintergrund	–	und	
dem	sich	zuspitzenden	„Systemkon-
flikt“	–	häuften	sich	2010	Stimmen	aus	
dem	Regierungslager,	die	die	Bedin-
gungen	zum	Umbau	der	Energiewirt-
schaft	und	zum	Ausbau	der	erneuerba-
ren	Energien	erschweren	wollen.	

Die	DUH	hat	diese	Entwicklung	konti-
nuierlich	beobachtet,	öffentlich	kritisch	
kommentiert	und	regelmäßig	im	DUH-
Netzwerk	Energiewende	thematisiert.	
In	dem	Netzwerk	tauschen	sich	seit	
2008	führende	Vertreter	der	Erneuer-
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bare-Energien-Branche,	der	Umwelt-
verbände	und	der	Wissenschaft	aus.	Zu	
den	Treffen	werden	regelmäßig	und	
anlassbezogen	auch	außenstehende	
Experten	und	Entscheider	eingeladen.	
Im	Jahr	2010	stellten	sich	die	im	Bun-
desumwelt-,	Bundeswirtschafts-	sowie	
dem	Bundesbau-	und	-verkehrsministe-
rium	für	die	Energiepolitik	zuständigen	
Staatssekretäre	mehrfach	den	Fragen	
der	Netzwerkteilnehmerinnen	und	
-teilnehmer.	Teilnehmer	des	Netzwerks	
Energiewende	waren	auch	dabei	als	
die	DUH	Ende	Mai	2010	vor	dem	
Brandenburger	Tor	in	Berlin	eine	„öf-
fentliche	Pressekonferenz“	mit	Spitzen-

vertretern	aus	18	Verbänden,	Parteien	
und	Unternehmen	initiierte.	Motto	der	
Protestaktion:	„Erneuerbare	statt	Atom	
–	die	Energiewende	sichern“.	

Renaissance der  
Anti-Atom-Bewegung

Statt	mit	aller	Kraft	die	großen	Heraus-
forderungen	anzugehen,	die	die	Um-
stellung	des	Energiesystems	mit	sich	
bringt,	hat	die	Bundesregierung	be-
schlossen,	die	Schlachten	von	vorges-
tern	noch	einmal	auszufechten	und	so	
ungewollt	für	eine	kraftvolle	Renais-
sance	der	Anti-AKW-Bewegung	in	

Deutschland	gesorgt.	Die	DUH	ge-
hörte	zu	den	Organisatoren	der	Men-
schenkette	zwischen	den	Atomkraft-
werken	Brunsbüttel	und	Krümmel	im	
April	2010	und	beteiligte	sich	auch	an	
den	Demonstrationen	im	September	
und	November	2010	in	Berlin	und	im	
Wendland.	Die	erfolgreiche	Internet-
plattform	www.wir-sind-aussteiger.de,	
auf	der	Prominente	und	Nicht-Promi-
nente	gegen	die	Atompolitik	der	Regie-
rung	protestieren,	wurde	von	der	DUH	
ins	Leben	gerufen.

Einen	„Generalangriff	auf	die	energie-
politischen	Fortschritte	des	vergange-
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nen	Jahrzehnts“	nannte	die	DUH	im	
September	2010	die	Entscheidung	der	
Bundesregierung,	die	Atomkraftwerke	
im	Durchschnitt	zwölf	Jahre	länger	in	
Betrieb	zu	halten	als	geplant.	Wenn	
die	Pläne	der	Regierung	aufgehen,	
werden	Millionen	Menschen	noch	bis	
mindestens	2040	den	Katastrophenrisi-
ken	alter	Reaktoren	ausgesetzt,	die	zu-
sätzlichen	Atommüll	produzieren,	von	
dem	niemand	weiß,	wo	er	über	hun-
derttausende	Jahre	sicher	gelagert	wer-
den	kann.	Darüber	hinaus	erschwert		
die	Bundesregierung	den	versproche-
nen	„Eintritt	in	das	regenerative	Zeital-
ter“	oder	macht	ihn	sogar	unmöglich.	
Die	von	allen	Parteien	beklagte	Markt-
dominanz	der	Atomkonzerne	E.on,	
RWE,	Vattenfall	Europe	und	EnBW	wird	
für	weitere	Jahrzehnte	zementiert	und	
der	heute	so	erfolgreiche	Export	von	
Windrädern	und	anderer	Technologien	
in	diesem	Bereich	gerät	in	Gefahr.

Die	DUH	hat	die	energiepolitische	De-
batte	im	Jahr	2010	mit	dem	Ziel	ge-
führt,	für	die	Koalition	und	die	sie	tra-
genden	Parteien	den	politischen	und	

für	die	profitierenden	Konzerne	den	
ökonomischen	Preis	in	die	Höhe	zu	
treiben.	Nicht	als	Selbstzweck,	son-
dern	in	der	Hoffnung	auf	eine	verän-
derte	Kosten-Nutzen-Abwägung	bei	
Regierung	und	Konzernen.	Das	ist	bis-
her	nicht	gelungen.	Allerdings	bleibt	
Ende	2010	die	Hoffnung	auf	das	Bun-
desverfassungsgericht	–	und	auf	die	
Wählerinnen	und	Wähler.	

Die	DUH	weist	unermüdlich	darauf	
hin,	dass	Atomkraftwerke	das	Energie-
system	auf	Basis	erneuerbarer	Energien	
in	Frage	stellen,	dass	Atomkraftwerke	
mit	zunehmendem	Alter	störanfälliger	
und	somit	gefährlicher	werden.	Ge-
meinsam	mit	Wissenschaftlern	haben	
wir	nachgewiesen,	dass	es	wegen	des	
dynamischen	Zubaus	Erneuerbarer	
Energien	eine	von	der	Stromwirtschaft	
behauptete	„Stromlücke“	nicht	geben	
wird.	Die	DUH	hat	detailliert	erläutert,	
warum	sie	die	beschlossene	Laufzeit-
verlängerung	nicht	nur	wegen	der	Um-
gehung	des	Bundesrats	für	verfassungs-
widrig	hält,	sondern	auch	wegen	der	
ungeklärten	Entsorgung	von	Atommüll.	

Außerdem	verwässert	nach	unserer	
Überzeugung	ein	im	Rahmen	der	No-
vellierung	des	Atomgesetzes	geschaffe-
ner	neuer	Paragraf	die	Sicherheitsan-
forderungen	von	Atomkraftwerken	und	
schränkt	die	Klagemöglichkeiten	von	
Betroffenen	ein.	Schließlich	hat	die	
DUH	darauf	hingewiesen,	dass	der	
Verlängerungsbeschluss	auch	deshalb	
rechtswidrig	zustande	gekommen	ist,	
weil	Bundesumweltminister	Norbert	
Röttgen	einen	früheren	E.on-Manager	
zum	Abteilungsleiter	Reaktorsicherheit	
im	Ministerium	machte	–	und	der	
fortan	in	zentraler	Rolle	an	den	Vorbe-
reitungen	der	Atombeschlüsse	der	Re-
gierung	beteiligt	war.	„Eine	Novelle	
von	der	Atomlobby	für	die	Atom-
lobby“,	nannte	die	DUH	deshalb	die	
Gesetzesänderungen	zur	Laufzeitver-
längerung.	

Die	Debatte	über	Atomkraft	in	Deutsch-
land	wird	weitergehen.	Die	DUH	wird	
gemeinsam	mit	anderen	weiter	alle	
Möglichkeiten	nutzen,	um	den	kom-
merziellen	Einsatz	der	Atomkraft	so	
schnell	wie	möglich	zu	beenden.	

Dafür halten wir den Kopf hin: 
wir-sind-aussteiger.de

n Zahlreiche Schriftsteller/-innen und Politiker/-innen, Schauspieler/-innen und Regisseure unterstützen die Kam-

pagne „Wir sind Aussteiger“ für eine Energieversorgung ohne Atomkraft. Auf der Internetplattform www.wir-sind-

aussteiger.de protestieren prominente und nichtprominente Bürger gegen die Atompolitik der Bundesregierung.     
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Eines	der	aufwändigsten	und	an-
spruchsvollsten	Projekte	der	DUH	trägt	
den	Namen	„Forum	Netzintegration	
Erneuerbare	Energien“.	Dort	haben	wir	
Menschen	an	einen	Tisch	gebracht,	die	
gemeinsam	tragfähige	Lösungen	zur	
Integration	der	erneuerbaren	Energien	
ins	Stromnetz	finden	müssen:	Strom-
netzbetreiber,	Verbandsvertreter,	Ener-
gieexperten,	Naturschützer,	Wissen-
schaftler	und	Vertreter	regionaler	Bür-
gerinitiativen.	Denn	nicht	der	Aufbau	
von	Stromkapazitäten	auf	Basis	von	
Wind	und	Sonne	bildet	den	Engpass	
beim	Umbau	des	Energiesystems.	Pro-
bleme	bereiten	der	Um-	und	Ausbau	
der	Stromnetze,	der	derzeit	mit	dem	
Zubau	von	Windrädern	und	Solarmo-
dulen	nicht	Schritt	hält.

Unter	der	Moderation	des	Leiters	Er-
neuerbare	Energien	der	DUH,	Peter	
Ahmels,	und	finanziell	unterstützt	vom	
Bundesministerium	für	Umwelt,	Natur-
schutz	und	Reaktorsicherheit	(BMU)	
hat	das	Forum	Netzintegration	Erneu-
erbare	Energien	Möglichkeiten	disku-
tiert,	den	Umbau	zu	beschleunigen	
und	gleichzeitig	die	Akzeptanz	der	
neuen	Strominfrastruktur	entlang	der	
Stromtrassen	zu	erhöhen.	Ende	No-
vember	2010	haben	Vertreter	des	Fo-
rums	das	Ergebnis	der	zweijährigen	Ar-
beit	unter	dem	Titel	„Plan	N	–	Hand-

lungsempfehlungen	an	die	Politik	zur	
künftigen	Integration	Erneuerbarer	
Energien	in	die	Stromnetze“	dem	BMU	
übergeben.	Mit	dem	Plan	N	gelang	es	
erstmals,	die	widerstreitenden	Interes-
sen	in	der	Auseinandersetzung	über	
den	notwendigen	Umbau	der	Strom-
netze	in	gemeinsamen	Vorschlägen	
aufgehen	zu	lassen.	Zwar	konnten	sich	
die	Teilnehmer	am	Forum	nicht	in	je-
dem	Detail	einigen,	doch	enthält	der	
Plan	N	zahlreiche	Vorschläge,	die	die	
Politik	mit	Aussicht	auf	mehr	Akzep-
tanz	in	der	Bevölkerung	umsetzen	
kann.

Durchgängiges	Prinzip	von	Plan	N	ist,	
neue	Stromtrassen	nur	dort	zu	planen,	
wo	keine	Alternativen	zur	Verfügung	
stehen.	An	allen	anderen	Stellen	sollen	
technische	Verbesserungen	und	intelli-
gente	Netze	dazu	beitragen,	die	An-
wohner	zu	schonen	und	intakte	Natur-
räume	zu	schützen.	Bei	den	Neubau-
trassen	soll	nach	konfliktarmen	Lösun-
gen	gesucht	werden.	Die	Erdverka-	
belung	von	Höchstspannungstrassen	
(380	kV)	soll	weiter	getestet	werden,	
neue	Trassen	der	Hochspannungs-
ebene	(110	kV)	sollen	unter	Wahrung	
der	Wirtschaftlichkeitsinteressen	der	
Netzbetreiber	unter	der	Erde	verlegt	
werden.	Vor	allem	sollen	Betroffene	
früher	als	bisher	in	den	Genehmi-

Neuer Wind im Netz:  
Das Forum Netzintegration Erneuerbare Energien

gungsprozess	eingebunden	und	die	
Transparenz	aller	Planungen	verbessert	
werden.

Bis	Anfang	Dezember	2010	haben	
rund	70	Verbände,	Unternehmen,	Bür-
gerinitiativen,	Wissenschaftsorganisati-
onen	und	Einzelpersonen	den	Plan	N	
unterzeichnet.	Das	Forum	Netzintegra-
tion	wird	seine	Arbeit	im	Jahr	2011	
und	darüber	hinaus	fortsetzen.

Weitere	Informationen	unter:		
www.forum-netzintegration.de
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„Nichts ist endgültig entschieden!“

n Die	Bundesregierung	hat	die	
Laufzeiten	der	Atomkraftwerke	
um	durchschnittlich	zwölf	Jahre	
verlängert.	Ist	die	Energiewende	
zu	Ende	bevor	sie	richtig	in	Gang	
gekommen	ist?

Rainer	Baake:	Das ist nicht ent-
schieden. Kurzfristig hat die 
schwarz-gelbe Koalition ihr Ziel 
erreicht und den Atomkonzernen 
gegeben, was sie ihnen verspro-
chen hat. Aber zu was für einem 
Preis! Die Anti-AKW-Bewegung ist 
wieder da, Union und FDP drohen 
herbe Wahlniederlagen im Jahr 
nach der Entscheidung. Und ob es 
bei der Laufzeitverlängerung 
bleibt, ist vollkommen offen. Das 
entscheiden die Richter am Bun-
desverfassungsgericht oder die 
Bürgerinnen und Bürger bei der 
nächsten Bundestagswahl...

Bricht	der	Boom	bei	den	Erneuer-
baren	zwischenzeitlich	zusam-
men?

Sicher nicht sofort. Zunächst ein-
mal gilt das Erneuerbare-Energien-
Gesetz mit der Vorfahrt für den 

DUH-Bundesgeschäftsführer Rainer Baake über die 

Laufzeitverlängerung von Atomkraftwerken, die Kosten  

der Energiewende und eine Generationenfrage

Ökostrom in den Netzen weiter. 
Wir werden sehen, ob die Bundes-
regierung es bei der 2011 anstehen-
den Gesetzesnovelle wagt, ihr Ver-
sprechen vom „Eintritt ins regenera-
tive Zeitalter“ offen zu brechen und 
den Netzvorrang von Sonne und 
Wind in Frage zu stellen.

Apropos	Stromnetz	–	scheitert	die	
Energiewende	nicht	schon	daran,	
dass	der	Umbau	der	Netze	mit	
dem	Ausbau	von	Windrädern	und	
Solaranlagen	nicht	Schritt	hält?

Diese Gefahr ist real. Deshalb ha-
ben wir die Bundesregierung aufge-
fordert, sich mit ganzer Kraft die-
sem Infrastrukturproblem zuzuwen-
den, statt die Schlachten von vor-
gestern noch einmal zu schlagen 
und mit ihrer Atompolitik die Ge-
sellschaft zu spalten.

Was	muss	stattdessen	geschehen?

Die Regierung muss die Rahmenbe-
dingungen für den Netzum- und 
-ausbau so gestalten, dass er von 
der Bevölkerung akzeptiert wird. 

Dafür brauchen wir vor allem Trans-
parenz und die frühe Beteiligung 
betroffener Anwohner. Wie das ge-
hen kann, hat das „Forum Netzinte-
gration“ unter Moderation der DUH 
en Detail aufgezeigt. Den Plan N 
zum Aus- und Umbau der Netze 
haben schon über 70 Organisatio-
nen, Unternehmen, Verbände und 
Wissenschaftler unterzeichnet. Er 
unterbreitet konkrete Handlungsvor-
schläge für die Politik.

Die	Energiewende	wird	zu	
teuer…

… zu teuer? Es stimmt, eine Ener-
giezukunft ohne atomare Katastro-
phenrisiken und ohne weltweites 
Klimachaos ist nicht zum Nulltarif 
zu haben. Aber sie bleibt bezahl-
bar. Letztlich geht es um die Frage, 
ob die Generation, die die Atomri-
siken und den Klimawandel zu 
verantworten hat, auch für die 
Kosten der Energiewende gerade 
steht oder ob sie die Begleichung 
der Rechnung ihren Kindern über-
lässt. Je länger wir zögern, umso 
teurer wird es.
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Klimafreundlich mobil 
Saubere Luft ist ein Menschenrecht! An dieses Urteil des Europäischen 
Gerichtshof erinnern die DUH-Verkehrsexperten regelmäßig Städte,  
Autokonzerne und die Regierung. Damit effiziente, abgasarme und  
klimafreundliche Fahrzeuge endlich durchstarten können  

n Nachdem	es	auf	Grund	der	Ab-
wrackprämie	so	schien,	dass	in	
Deutschland	vermehrt	Autos	mit	gerin-
gerem	Spritverbrauch	gekauft	werden,	
haben	die	Deutschen	2010	wieder	
leistungsstärkere	und	damit	auch	durs-
tigere	Fahrzeuge	gekauft.	Es	war	nur	
ein	kurzer	„grüner“	Autofrühling,	die	
Realität	hat	uns	wieder	eingeholt.	Im	
europäischen	Vergleich	stehen	CO2-
Ausstoß	und	Spritverbrauch	deutscher	
Neufahrzeuge	weiterhin	besonders	
schlecht	da.	Das	ist	nicht	nur	Folge	des	
Fahrzeugangebots	deutscher	Autokon-
zerne,	die	im	europäischen	Vergleich	
die	Schlusslichter	beim	Klimaschutz	
markieren.	Dies	ist	auch	ein	Ergebnis	
einer	falschen	Kfz-Steuerpolitik,	die	
darauf	verzichtet,	Anreize	für	beson-
ders	spritsparende	Fahrzeuge	zu	geben	
und	Spritschlucker	mit	hohen	Strafsteu-
ern	zu	belegen.	Deutschland	stemmt	
sich	noch	immer	gegen	den	europäi-
schen	Trend	hin	zu	weniger	PS-starken,	
kleineren	und	effizienteren	Autos.	

Die	Deutsche	Umwelthilfe	setzt	sich	
auf	Straße	und	Schiene	für	Klima-
schutz,	Effizienz	und	Luftreinhaltung	
ein:	Wir	sehen	uns	als	Vorkämpferin	
für	eine	nachhaltigere	Mobilität.	Im	
Rahmen	der	von	der	DUH	koordinier-
ten	Verbändekampagne	„Kein	Diesel	
ohne	Filter“	haben	wir	2010	die	Deut-
sche	Bahn	AG	davon	überzeugt,	dass	
neue	dieselbetriebene	Rangierloks	und	
zukünftig	alle	weiteren	Diesellokomo-
tiven	und	Triebwagen	nur	noch	mit	
Rußpartikelfilter	gekauft	werden.	Und	
wir	sind	mit	der	Bahn	im	Gespräch,	
dass	möglichst	kurzfristig	die	Bestands-
fahrzeuge	mit	Partikelfiltern	nachgerüs-
tet	werden.	

Die	DUH	hat	sich	erfolgreich	für	die	
weitere	Nachrüstförderung	von	Diesel-
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Klimafreundlich mobil 

rußpartikelfiltern	für		Pkw	und	erstmals	
leichten	Nutzfahrzeugen	eingesetzt.	
Wir	haben	die	Bundesregierung	öffent-
lichkeitswirksam	daran	erinnert,	dass	
sie	mehrere	hundert	Millionen	Euro	
Steuereinnahmen	aus	der	Kfz-Steuer	
aufkommensneutral	für	die	Filterförde-
rung	an	die	Steuerzahler	zurückgeben	
muss	und	nicht	klammheimlich	für	an-
dere	Aufgaben	verwenden	darf.	

Mit	Steuern	steuern	ist	ein	traditionel-
ler	Grundsatz	der	Finanzpolitik	und	er	
funktioniert	bedauerlicherweise	im	
Guten	wie	im	Schlechten.	Die	Dienst-
wagenbesteuerung	begünstigt	insbe-
sondere	Autos	mit	hohem	Spritver-
brauch	und	CO2-Ausstoß	–	zur	großen	
Freude	der	deutschen	Autokonzerne.	
Die	DUH	fordert	daher,	das	„Dienst-
wagenprivileg“	auf	klimaverträgliche	
Fahrzeuge	zu	beschränken	bezie-
hungsweise	–	wie	in	Großbritannien,	
Frankreich	und	anderen	EU-Mitglieds-
staaten	–	mit	hohen	Strafsteuern	für	
übermotorisierte	Limousinen	die	Kli-
makiller	steuerlich	unattraktiv	zu	ma-
chen.	Die	Dienstwagenbesteuerung	
muss	dringend	dem	europäischen	
Standard	angepasst	und	ökologisch	re-
formiert	werden.	Insgesamt	hat	sich	die	
Kfz-Steuer	stärker	an	Schadstoffklassen,	
Spritverbrauch	und	Klimagasemissio-
nen	zu	orientieren.	Nach	den	Vor-
schlägen	der	DUH	für	eine	ökologi-
sche	Kfz-Steuer	können	Unternehmen	
die		Dienstwagen	nur	dann	steuerlich	
absetzen,	wenn	die	Autos	den	von	der	
EU	angestrebten	CO2-Zielwert	für	
2008	in	Höhe	von	140	Gramm	CO2	

pro	Kilometer	erreichen.	Mit	einer	an	
den	Klimazielen	der	EU	orientierten	
Kfz-Steuer	würde	die	Bundesregierung	
tatsächlich	steuern	und	eine	umwelt-
freundlichere	Automobilität	fördern.	

„Grüne Karte“ für umwelt-
freundliche Dienstwagenfahrer 
in Unternehmen

Führungskräfte	in	Politik	und	Wirtschaft	
haben	auch	eine	Vorbildrolle.	Die	
DUH	motiviert	Spitzenpolitiker	und	
Unternehmenslenker	daher,	einen	kli-
mafreundlichen	Dienstwagen	zu	fahren	
und	sich	von	großen	Limousinen	mit	
hohem	Spritverbrauch	zu	verabschie-
den.	Konkret	bedeutet	dies,	dass	die	
Dienstwagen	den	EU-Grenzwert	ab	
dem	Jahr	2008	von	höchstens	140	
Gramm	CO2/km	bzw.	120	Gramm	CO2	

/km	ab	2012	einhalten	sollten.	Um	den	
Stand	der	Dinge	in	den	Fuhrparks	der	
größten	Unternehmen	in	Deutschland	
zu	erfahren,	haben	wir	daher	115	bör-
sennotierte	Unternehmen	aller	Bran-
chen	zur	Motorleistung,	der	Höchstge-
schwindigkeit	und	zum	CO2-Ausstoß	
der	Vorstandswagen	und	der	gesamten	
Wagenflotte	befragt.		

Interessant	war	zunächst,	wer	über-
haupt	geantwortet	hat:	Nur	ein	Viertel	
der	befragten	Unternehmen	hat	sich	
unter	die	Motorhaube	gucken	lassen.	
Nur	17	von	115	befragten	Unterneh-
men	haben	klimarelevante	Daten	über	
die	Dienstwagen	von	Vorstand	und	
Firma	offengelegt.	Dafür	erhalten	sie	

die	„Grüne	Karte“	der	DUH.	Zehn	
weitere	Unternehmen	veröffentlichten	
den	CO2-Ausstoß	der	Dienstwagen-
flotte	und	bekommen	die	„Gelbe	
Karte“.	Erschreckend	war	die	hohe	
Zahl	an	Verweigerern:	88	Unterneh-
men	waren	nicht	bereit,	Auskunft	über	
den	Spritverbrauch	und	den	CO2-Aus-
stoß	von	Vorstandslimousinen	oder	Fir-
menautos	zu	geben.	Sie	erhalten	die	
„Rote	Karte“	für	nachhaltige	Intranspa-
renz	und	undurchsichtige	Klimaschutz-
ziele.	

Diesel nur mit Filter –  
der Gesundheit und dem  
Klima zuliebe 

Dieselruß	trägt	zum	Klimawandel	bei,	
da	die	ultrafeinen	Rußpartikel	aus	un-
vollständig	verbranntem	Diesel	als	Fein-
staub	auf	den	Gletschern	im	Hochge-
birge	und	in	der	Arktis	niedergehen.	
Der	schwarze	Ruß	verhindert	dort	die	
Abstrahlung	von	Sonnenstrahlen,	so	
dass	die	Gletscher	schneller	schmelzen.	

Dieselruß	ist	aber	nicht	nur	klimarele-
vant,	Dieselruß	ist	auch	extrem	ge-
sundheitsgefährlich.	Denn	Dieselruß	
ist	krebserregend	–	das	gilt	für	Rußpar-
tikel	jeder	Größe	und	nicht	nur	für	
Feinstaub.	Die	ultrafeinen	Partikel	im	
Dieselruß	können	jedoch	durch	die	
Haut	und	über	die	Lunge	in	die	Blut-
bahn	gelangen	und	sich	auf	diese	
Weise	im	ganzen	Körper	verteilen.	
Feinstpartikel	aus	Dieselruß	wurden	
schon	im	Gehirn	gefunden.	
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Die	DUH	streitet	mit	ihrer	Kampagne	
„Kein	Diesel	ohne	Filter“	seit	vielen	
Jahren	für	eine	deutliche	Verringerung	
von	Dieselrußemissionen.	Als	eines	
der	wirksamsten	Mittel	gegen	Fein-
staub	in	der	Atemluft	haben	sich	in	
den	vergangenen	drei	Jahren	die	Um-
weltzonen	in	mittlerweile	rund	45	
Städten	in	Deutschland	erwiesen.	
Nachweislich	sinkt	seit	Einführung	von	
wirklich	strikten	Umweltzonen	wie	in	
Berlin	die	Belastung	der	Atemluft	mit	
Feinstaub.	Mit	dem	Naturschutzbund	
Deutschland	(NABU),	dem	Bund	für	
Umwelt	und	Naturschutz	(BUND)	und	
dem	Verkehrsclub	Deutschland	(VCD)	
hat	die	DUH	das	Bündnis	„Rußfrei	
für´s	Klima“	gegründet.	Die	Kampagne	
will	erreichen,	dass	die	Konzentration	
von	Dieselrußpartikeln	in	der	Luft	ver-
ringert	wird	und	kämpft	daher	europa-
weit	für	Rußpartikelfilter	für	Autos,	Las-
ter,	Transporter,	Baumaschinen	und	
Schiffe	–	mit	anderen	Worten:	Filter	für	
alle	Fahrzeuge	mit	Dieselmotor!	Da	
Dieselruß	nicht	an	Staatsgrenzen	Halt	
macht,	hat	die	Kampagne	„Rußfrei	
für´s	Klima“	ihre	Aktivitäten	2010	nach	
Österreich,	Polen,	Tschechien,	Ungarn	
und	in	die	Slowakei	ausgeweitet.	Das	
Bündnis	wird	dort	von	lokalen	Um-
weltschutzgruppen	unterstützt.			

Für	die	Verbesserung	der	Luft	im	Stutt-
garter	Kessel	haben	wir	uns	auch	wäh-
rend	der	Bauarbeiten	für	Stuttgart	21	
eingesetzt.	Vor	dem	Verwaltungsge-
richt	Stuttgart	hat	die	DUH	im	Dezem-
ber	2010	erstritten,	dass	auf	der	Groß-
baustelle	mitten	in	der	Innenstadt	aus-

schließlich	Baumaschinen	und	Bau-
fahrzeuge	mit	Dieselrußpartikelfilter	
zum	Einsatz	kommen	dürfen.	Mit	die-
sem	Grundsatzbeschluss	gilt	erstmals	
auf	einer	deutschen	Großbaustelle	ein	
Luftreinhaltestandard,	der	beispiels-
weise	in	der	Schweiz	seit	vielen	Jahren	
eine	Selbstverständlichkeit	ist.	Es	gilt	
nun,	diese	Entscheidung	auf	alle	Städte	
und	Baustellen	Deutschlands	auszu-
weiten.	

Die EU fördert den DUH- 
Einsatz für natürliche Kälte-
mittel in Autoklimaanlagen

Für	die	Nutzung	des	natürlichen	Käl-
temittels	CO2	in	Autoklimaanlagen	
macht	sich	die	DUH	seit	vielen	Jahren	
stark.	Besonders	gefreut	hat	uns	daher,	
dass	die	Berliner	Verkehrsbetriebe	als	
weltweit	erstes	Verkehrsunternehmen	
die	Linienbusse	mit	CO2-Klimaanla-
gen	ausstatten.	Die	Deutsche	Bahn	
AG	hat	nach	intensiven	Gesprächen	
mit	der	DUH	angekündigt,	Klimaanla-
gen	mit	CO2-Kühlung	in	Prototypen	
zu	testen.		

Unser	unermüdlicher	Einsatz	für	die	
umweltfreundliche	Kühlung	in	Autos,	
Lastern	und	Bahnen	hat	2010	die	EU-
Kommission	honoriert.	Sie	unterstützt	
uns	daher	mit	dem	EU-Life+	Projekt	
„PRO	KLIMA:	Effiziente	Autoklimaan-
lagen	mit	natürlichen	Kältemitteln“.	
Mit	dem	Verkehrsclub	Deutschland	
(VCD)	führen	wir	in	den	kommenden	
drei	Jahren	eine	Informationskampa-

gne	zur	Einführung	effizienter	Klima-
anlagentechnik	durch.	Wir	werden	
Bürgerinnen	und	Bürger	für	die	Um-
weltauswirkungen	von	Autoklimaan-
lagen	sensibilisieren	und	das	Thema	
in	der	politischen	und	gesellschaftli-
chen	Diskussion	weiter	verankern.	
Wir	setzen	uns	dafür	ein,	dass	die	der-
zeit	eingesetzten	Systeme	verbessert	
werden,	damit	der	Energieverbrauch	
und	die	daraus	entstehenden	Emissio-
nen	sinken.	Außerdem	arbeiten	wir	
darauf	hin,	dass	die	Hersteller	mit	ver-
besserten	Komponenten	und	Werk-
stoffen	die	Geschlossenheit	der	Anla-
gen	erhöhen.	Schon	allein	technische	
Verbesserungen	der	Klimaanlagensys-
teme	können	den	Kraftstoffmehrver-
brauch,	den	die	Klimaanlage	verur-
sacht,	um	30	bis	40	Prozent	verrin-
gern.	

Parallel	engagieren	sich	DUH	und	
VCD	für	die	Einführung	natürlicher	
Kältemittel	wie	CO2.	Der	DUH	ist	es	
weiterhin	eine	großes	Anliegen,	eine	
der	schlimmsten	Umwelt-	und	Klima-
chemikalien	zu	verhindern:	Das	che-
mische	Kältemittel	in	Autoklimaanla-
gen.	Ab	2011	darf	das	bislang	einge-
setzte	Kältemittel	R134a	in	neuen	
Fahrzeugtypen	nicht	mehr	zum	Ein-
satz	kommen.	Es	hat	ein	Treibhauspo-
tenzial	von	1.430	und	ist	aus	Klima-
schutzgründen	verboten.	Zum	Ver-
gleich:	CO2	hat	ein	Treibhauspoten-
zial	von	eins.	Die	Auto-	und	die	
Chemieindustrie	ersetzen	die	Chemi-
kalie	R134a	jedoch	nicht	etwa	mit	
dem	natürlichen	Kältemittel,	sondern	
wollen	mit	der	Chemikalie	1234yf	ar-
beiten.	Das	neue	chemische	Kältemit-
tel	hat	zwar	nur	einen	Treibhauswert	
von	4	–	entwickelt	aber	im	Brandfall	
die	gefährliche	Flusssäure.	1234yf	ist	
also	eine	erhebliche	Gefahr	für	Um-
welt	und	Gesundheit.	Und	die	wird	
die	Deutsche	Umwelthilfe	nicht	hin-
nehmen.	

Für	die	finanzielle	Unterstützung	und	
die	gute	Zusammenarbeit	im	Bereich	
Verkehr	und	Luftreinhaltung	danken	
wir	dem	Bundesministerium	für	Um-
welt,	Naturschutz	und	Reaktorsicher-
heit,	dem	Umweltbundesamt	und	der	
EU-Kommission	/	Life+.
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„Wir brauchen eine neue Ehrlichkeit  
bei den Autoherstellern“  

DUH-Bundesgeschäftsführer Jürgen Resch  

über die Tricks der Autokonzerne, falsche Verbrauchsangaben 

von Neuwagen und getäuschte Verbraucher

  

n  Die	deutschen	Autokonzerne	
machen	jetzt	auf	grün.	Kein	Unter-
nehmen	mehr,	das	nicht	mit	klang-
vollen	Namen	die	klimafreundli-
chen	Eigenschaften	seiner	Autos		
herausstellen	würde.	Haben	die	Au-
tohersteller	die	Lektionen	gelernt?

Jürgen	Resch:	Leider nein. Klima-
schutz findet nur in der Werbung 
statt. Alle reden von Elektromobilität 
aber kein einziger deutscher Her-
steller hat auch nur ein serientaugli-
ches Vorserienmodell. Stattdessen 
beobachten wir eine Flut neuer Mo-
delle im Segment der Stadt-Gelän-
dewagen. Die PR-Abteilungen ge-
ben sich alle Mühe, die Sprit fres-
senden und überdimensionierten 
Autos als effizient-dynamisch oder 
mit blue emotion als besonders um-
weltfreundlich zu verkaufen. Ein 
deutscher Hersteller hat seinen Ge-
ländewagen kürzlich damit bewor-
ben, dass SUV „sportlich und ver-
antwortungsbewusst“ bedeuten 
würde. 

Wenn	man	den	Angaben	der	Herstel-
ler	folgt,	sind	aber	sowohl	Spritver-
brauch	als	auch	der	CO2-Ausstoß	der	
Neuwagen	gesunken?	

Als Verbraucherschutzverband errei-
chen uns tausende von Zuschriften, 
dass sich diese Angaben immer wei-
ter von der Realität entfernen. Beim 
Smart beträgt der tatsächliche Mehr-
verbrauch 40 Prozent. Und BMW 
stellt beim Testzyklus die Lichtma-
schine aus. Die DUH hat herausge-
funden, dass die meisten Autobauer 
mit Tricks ihre Modelle bei der Prü-
fung des Spritverbrauchs tunen. Da 
diese Angaben auch nicht vom Staat 
überprüft werden, sind die Verbrau-
cher und die Umwelt die Dummen. 

Aber	Hybrid-Fahrzeuge	verbrauchen	
doch	erstaunlich	wenig	Sprit	und	ha-
ben	dementsprechend	einen	niedri-
gen	CO2-Ausstoß?

Diese Tricksereien gibt es leider auch 
bei Hybridfahrzeugen. Während aber 
immerhin die Modelle von Toyota 
und Honda im realen Fahrbetrieb 
ausgesprochen wenig Sprit benötigen, 
verhält es sich bei den ersten deut-
schen Hybridmodellen gerade umge-
kehrt: Der VW Touareg benötigt sogar 
mehr Sprit als die Standardmotorisie-
rung mit einem reinen Verbrennungs-

motor. Hier wird wie auch bei Por-
sche und BMW die Hybridtechno-
logie vor allem für noch mehr 
Durchzugskraft genutzt – nicht um 
Sprit zu sparen.

	

Wie	kann	diese	Verbrauchertäu-
schung	gestoppt	werden?

Wir brauchen eine neue Ehrlichkeit 
bei den Autoherstellern. Und die 
erreichen wir nicht mit neuen 
Selbstverpflichtungen der Industrie, 
sondern mit verbesserten Prüfvor-
schriften und strengen Kontrollen 
der Behörden. Ein aktuelles Bei-
spiel für die Nichteinhaltung von 
Umweltvorschriften ist der Wort-
bruch des Präsidenten der deut-
schen Autoindustrie Matthias Wiss-
mann. Er hatte 2007 zugesagt, ab 
2011 in neuen Modellen aus-
schließlich natürliche Kältemittel in 
Klimaanlagen einzusetzen. Diese 
beachtliche Aussage wurde dann 
fast drei Jahre aufrecht erhalten, 
doch da hatten sich die deutschen 
Autokonzerne schon längst ent-
schieden, die alte verbotene Che-
mikalie durch einen neuen Che-
miecocktail zu ersetzen. Dabei ver-
schweigt die Industrie, dass das 
neue chemische Kältemittel im 
Brandfall die hochgiftige Flusssäure 
freisetzt. 
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Die biologische Vielfalt bewahren

n Der	dramatische	Verlust	von	Arten	
und	Lebensräumen	schreitet	voran.	
Die	Lage	der	Natur	ist	auch	in	
Deutschland	Besorgnis	erregend.	72	
Prozent	aller	natürlichen	Lebensräume	
sind	hierzulande	gefährdet	oder	akut	in	
ihrer	Existenz	bedroht.	26	Prozent	der	
Pflanzenarten	und	35	Prozent	der	ein-
heimischen	Tierarten	sind	bedroht.	
Und	obwohl	Bundeskanzlerin	Angela	
Merkel	und	Umweltminister	Norbert	
Röttgen	gern	von	der	Bewahrung	der	
Schöpfung	reden	und	die	Bedeutung	
der	biologischen	Vielfalt	mit	der	des	
Klimaschutzes	vergleichen,	ist	die	Bi-
lanz	der	Bundesregierung	im	Internati-
onalen	Jahr	der	Biodiversität	doch	er-
nüchternd.	

Deutschland	verfehlt	das	Ziel	der	„Na-
tionalen	Strategie	für	biologische	Viel-
falt“,	den	Rückgang	der	Biodiversität	
bis	zum	Jahr	2010	zu	stoppen.	Die	
Bundesregierung	setzt	auch	die	selbst-
gesteckten	Ziele	nicht	um,	den	Anteil	
von	Grünland	zu	steigern,	und	die	Re-
generation	von	Mooren	zu	fördern	
Stattdessen	bedrohen	intensive	Land-	
und	Forstwirtschaft	vielerorts	wertvolle	
Lebensräume	wie	Feuchtwiesen	und	
Buchenwälder.	Die	Regierung	plant	
weiterhin	den	Ausbau	der	wenigen	na-
turnahen	Flüsse	und	kümmert	sich	
kaum	um	den	Schutz	von	Nord-	und	
Ostsee.	Landwirtschafts-	und	Verkehrs-
ministerium	ignorieren	die	Biodiversi-
tätsstrategie	fast	völlig,	Kanzlerin	Mer-
kel	macht	nur	in	Festreden	deutlich,	
dass	das	gesamte	Kabinett	die	Nationa-
len	Strategie	für	biologische	Vielfalt	be-
schlossen	hat.	

Die	DUH	hat	daher	auch	2010	jede	
Gelegenheit	genutzt,	die	Bundesregie-
rung	und	die	Bundesländer	an	ihre	
Verpflichtung	zu	erinnern,	die	„Natio-

Die Erhaltung der Biodiversität verträgt keinen weiteren Aufschub.  
Die DUH-Naturschützer unterstützen Projekte in den Netzwerken  
Lebendige Wälder und Lebendige Flüsse, streiten für den Schutz der 
Meere und machen Druck in der Politik
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nale	Strategie	zur	biologischen	Viel-
falt“	umzusetzen.	Unabdingbar	dafür	
ist	nach	Ansicht	der	DUH	ein	Biodi-
versitätsgesetz.	Um	den	Verlust	von	
Arten	und	Lebensräumen	aufzuhalten,	
muss	sich	staatliches	Handeln	künftig	
am	Erhalt	der	biologischen	Vielfalt	
ausrichten.	Die	Leistungen	der	Öko-
systeme	für	Wirtschaft	und	Gesell-
schaft	müssen	in	die	volkswirtschaftli-
che	Gesamtrechnung	aufgenommen	
werden.	Die	DUH	fordert	daher	eine	
nationale	TEEB-Studie	für	Deutschland	
entsprechend	der	UN-Initiative	„The	
Economy	of	Ecosystems	and	Biodi-
versity“.			

Artenvielfalt braucht  
vernetzte Lebensräume

Wildtiere	und	Wildpflanzen	brauchen	
umso	dringender	sichere	Wanderkorri-
dore,	je	stärker	ihre	Kernlebensräume	
schrumpfen.	Denn	nur	über	sichere	
Wege	gelangen	sie	in	benachbarte	
Gebiete	und	finden	ausreichend	Le-
bensraum.	Straßen,	die	wichtige	Bio-
tope	zerschneiden,	müssen	daher	mit	
Grünbrücken	für	Tiere	passierbar	ge-
macht	werden.	Flüsse	müssen	wieder	
durchgängig	werden	und	vereinzelte	
Wälder	mit	Gehölzkorridoren	und	an-
deren	„Trittsteinbiotopen“	miteinander	
verbunden	werden.	

Die	Bundesländer	sind	seit	acht	Jahren	
verpflichtet,	einen	so	genannten	Bio-
topverbund	auf	mindestens	zehn	Pro-
zent	ihrer	Landesfläche	einzurichten.	
Eine	Umfrage	der	DUH	bei	den	Bun-
desländern	hat	jedoch	ergeben:	Die	
meisten	Länder	haben	die	gesetzliche	
Vorgabe	entweder	gar	nicht	oder	nur	
sehr	unzureichend	umgesetzt.	Verant-
wortlich	dafür	ist	unter	anderem	der	
massive	Stellenabbau	in	der	Natur-
schutzverwaltung.	Nur	wenige	qualifi-
zierte	Mitarbeiter	haben	den	Kahl-
schlag	in	den	Naturschutzverwaltun-
gen	überstanden,	die	wenigen	verblie-
benen	Mitarbeiter	sind	jedoch	mit	den	
zahlreichen	Aufgaben	überfordert.	Die	
DUH	fordert	daher	die	Ministerpräsi-
denten	auf,	den	Personalabbau	unver-
züglich	zu	stoppen.	Die	Bundesregie-
rung	muss	außerdem	dringend	ver-

bindliche	Vorgaben	für	ein	bundeswei-
tes	Biotop-Netz	geben,	zum	Beispiel	
indem	sie	die	Ausweisung	von	Ver-
bundflächen	in	einer	Anlage	zum	Bun-
desnaturschutzgesetz	regelt	oder	auf	
bereits	jetzt	schon	bestehender	Geset-
zesgrundlage	einen	Bundes-Raumord-
nungsplan	erlässt.

Lebendige Flüsse erhalten  
und wieder herstellen 

Die	meisten	Flüsse	in	Deutschland	
sind	begradigt,	für	Schiffe	vertieft,	für	
Wasserkraftwerke	gestaut,	mit	Wehren	
abgeriegelt.	Fische	und	andere	Wasser-
lebewesen	können	die	Flüsse	nicht	

Das Netzwerk Lebendige Flüsse
n Die DUH begleitet seit vielen Jahren die Zusammenarbeit von Flussschützern, 

Schulen, Behörden und Kommunen im „Netzwerk Lebendige Flüsse“. Engagierte 

Aktive von der Küste bis zum Bodensee an mittlerweile 13 Flüssen beteiligen 

sich – von Rhein, Donau und Elbe über Nahe und Havel bis zur Ilmenau. Wir 

unterstützen Gruppen bei Fluss-Renaturierungen, machen politischen Druck 

gegen den Ausbau der Flüsse, mobilisieren Jugendliche für Naturschutzprojekte 

am Fluss vor ihrer Haustür, organisieren Badetage und bringen Naturschützer 

zusammen, damit sie Wissen austauschen können und Erfahrungen im Fluss 

bleiben.
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mehr	durchwandern.	Zum	Land	
schneiden	Deiche	die	Flüsse	von	den	
natürlichen	Überflutungsflächen	der	
Auen	ab.	Nur	noch	ein	Prozent	der	
Auen	ist	naturnah	und	vom	Menschen	
relativ	unbeeinflusst.	An	den	großen	
regulierten	Flüssen	Rhein,	Elbe,	Donau	
und	Oder	können	gerade	noch	zehn	

bis	20	Prozent	der	ehemaligen	Über-
schwemmungsflächen	bei	Hochwasser	
überflutet	werden.	Doch	auch	diese	
fruchtbaren	Auen	bestehen	überwie-
gend	aus	Äckern,	Feldern	und	intensiv	
genutzten	Forsten	und	nicht	mehr	aus	
natürlichen	Auwäldern:	Mit	mehr	als	
12.000	Tier-	und	Pflanzenarten	–	ei-

nem	Fünftel	aller	hier	vorkommenden	
Arten	–	zählen	Auen	zu	den	arten-
reichsten	Lebensräumen	in	Mitteleu-
ropa.	Aber	Auen	sind	auch	die	am	
stärksten	gefährdeten.	In	Deutschland	
sind	83	Prozent	aller	Biotoptypen	der	
Flüsse	und	Auen	bedroht.	

Die	Neuschaffung	von	Auen	kommt	
nur	schleppend	voran.	Allerdings	gibt	
es	in	Deutschland	und	den	Nachbar-
ländern	vorbildliche	Projekte.	Die	
DUH	hat	mit	Partnern	im	Auftrag	des	
Bundesamts	für	Naturschutz	die	Er-
folgsfaktoren	dieser	Projekte	analysiert.	
Die	Ergebnisse	werden	als	Buch	veröf-
fentlicht	und	in	Workshops	verbreitet,	
damit	mehr	Auen	geschaffen	werden	
und	ökologischer	Hochwasserschutz	
umgesetzt	wird.

An der Havel gewinnt  
der Naturschutz

Einen	Erfolg	gegen	die	Betonlobby	im	
Bundesverkehrsministerium	hat	ein	
Bündnis	von	Umweltverbänden	mit	
Unterstützung	der	DUH	erkämpft.	Ge-
meinsam	haben	sie	ein	Verfahren	vor	
dem	Bundesverwaltungsgericht	ange-
strengt	und	gegen	den	Ausbau	des	Sac-
row-Paretzer-Kanals	bei	Potsdam	ge-
klagt.	Dort	sollten	900	Bäume	abge-
holzt	werden,	da	das	Bundesverkehrs-
ministerium	plant,	die	Flüsse	Havel	
und	Spree	zwischen	Magdeburg	und	
Berlin	zu	einer	gigantischen	„Wasser-
autobahn“	auszubauen	–	185	Meter	
lange	Schiffe	sollen	sich	auf	der	ge-
samten	Strecke	begegnen	können,	ob-
wohl	es	dafür	gar	keinen	Bedarf	gibt.	
Kurven	sollen	über	weite	Strecken	be-
gradigt,	Uferböschungen	abgegraben	
und	Gehölze	beseitigt	werden	–	wie	
am	Sacrow-Paretzer-Kanal.	

In	einem	Vergleich	haben	wir	einen	
entscheidenden	Erfolg	erzielt:	Der	
ganz	große	Ausbau	unterbleibt.	Wert-
volle	Biotope	und	die	Lebensräume	
von	Biber,	Fischotter	und	Zaunei-
dechse	sind	gerettet.	Der	Vergleich	
wird	auch	die	juristischen	Auseinan-
dersetzungen	gegen	weitere	Ausbau-
vorhaben	von	Bundeswasserstraßen	
beeinflussen.

	

Jugendliche entdecken die Elbe
n  Schülerinnen und Schüler aus Deutschland und Tschechien haben sich zum 

2. Camp an der Elbequelle im tschechischen Riesengebirge getroffen. Unter 

dem Motto Youth-4-Elbe hat die DUH mit Unterstützung der Alcoa Foundation 

Jugendliche und Lehrer eingeladen. Auf Exkursionen in den Nationalpark und 

entlang der jungen Elbe vertiefen die Jugendlichen ihre Erkenntnisse über 

den Fluss, der sie miteinander verbindet. Denn sie alle leben in Städten, die 

an der Elbe oder ihren Nebenflüssen wie der Moldau liegen.
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Der Naturschutzfonds  
Lebendige Wälder

Zum	Schutz	und	Erhalt	der	biologi-
schen	Vielfalt	in	hiesigen	Wäldern	ha-
ben	die	DUH	und	Telekom	Deutsch-
land	den	„Naturschutzfonds	Lebendige	
Wälder“	eingerichtet.	Er	fördert	vor-
bildliche	Naturschutzprojekte	in	
Deutschland,	die	für	den	Erhalt	von	
Wäldern	und	den	darin	lebenden	Tie-
ren	und	Pflanzen	sorgen.	2010	unter-
stützen	DUH	und	Telekom	Deutsch-
land	insgesamt	fünf	Naturschutzinitiati-
ven:	Zwei	von	ihnen	kümmern	sich	am	
Bodensee	und	an	der	Weser	um	die	
Wiederentstehung	von	Auwäldern,	drei	
der	Projekte	unterstützen	den	Lebens-
raum	der	bedrohten	Waldbewohner	
Haselmaus,	Haselhuhn	sowie	Alpen-
bock	und	Hirschkäfer.	

Im	Biosphärengebiet	Schwäbische	Alb	
in	Baden-Württemberg	gibt	es	noch	
letzte	Vorkommen	des	seltenen	Alpen-
bocks,	eines	prächtigen	blaugefärbten	
Käfers	mit	langen	Antennen.	Er	lebt	in	
lichten,	von	der	Sonne	beschienenen	
Buchenwäldern	und	nutzt	abgestor-
bene	Buchenstämme	für	die	Eiablage	
und	Brut.	Auch	der	Hirschkäfer	
braucht	die	Sonne	auf	alten	Eichen	
und	ist	für	die	Eiablage	auf	Totholz	an-
gewiesen.	Mit	dem	Projekt	konnten	die	
Lebensbedingungen	für	die	beiden		
Arten	verbessert	werden,	indem	mehr	
abgestorbene	Bäume	im	Wald	liegen	

bleiben	und	die	traditionelle	Mittel-
waldwirtschaft	ausgebaut	wird.	

Im	thüringischen	Frankenwald	haben	
die	DUH-Projektpartner	das	hier	äu-
ßerst	selten	gewordene	Haselhuhn	aus-
gewildert	und	wieder	angesiedelt.	Da-
mit	die	Haselhühner	in	ihrem	neuen	
Lebensraum	langfristig	überleben	kön-
nen,	werden	Waldumbaumaßnahmen	
durchgeführt,	die	auf	die	speziellen	
Bedürfnisse	der	Art	Rücksicht	nehmen.	
So	entstehen	Unterschlupfmöglichkei-
ten	mit	freien	Stellen	im	Wald,	die	das	
Haselhuhn	für	die	Aufzucht	der	Jungen	
benötigt.			

Die	Haselmaus,	Verwandte	des	Sie-
benschläfers,	ist	auf	artenreiche	Wald-
ränder	mit	ausgeprägter	Strauchschicht	
angewiesen	und	infolge	zunehmender	
Verarmung	der	Wälder	sehr	selten	ge-
worden.	Am	Rotstein	in	der	sächsi-
schen	Oberlausitz	wurden	für	die	
streng	geschützte	Art	mit	Waldumbau-

maßnahmen	Nist-	und	Unterschlupf-
plätze	sowie	ein	größeres	Nahrungsan-
gebot	geschaffen.	Auch	andere	seltene	
Bewohner	von	Waldrändern	und	
Waldlichtungen	profitieren	davon.

Am	gesamten	Bodensee	und	seinen	
Zuflüssen	sind	insgesamt	noch	60	Hek-
tar	Weichholzauenwaldreste	stehen	
geblieben.	Die	Auen	sind	nur	für	den	
Acker-	und	Obstbau,	für	Wohnsiedlun-
gen	und	Gewerbegebiete	abgeholzt	
worden.	Die	Bodensee-Stiftung	will	
deshalb	mit	Unterstützung	des	Natur-
schutzfonds	Lebendige	Wälder	einen	
Auenwaldverbund	rund	um	den	See	
schaffen.	Sechs	Gebiete	mit	vielver-
sprechendem	Renaturierungspotenzial	
hat	die	Bodensee-Stiftung	ausgewählt,	
die	in	den	drei	Seeanrainerstaaten	
Deutschland,	Schweiz	und	Osterreich	
liegen.	Gemeinsam	mit	den	Behörden	
und	Gemeinden	ist	ein	Auenentwick-
lungskonzept	entstanden.

Auch	an	der	Weser	entsteht	neuer	Au-
enwald.	Zentraler	Bestandteil	der	Akti-
vitäten	ist	das	Schulprojekt	„Wir	pflan-
zen	einen	Auenwald“.	Kinder	und	Ju-
gendliche	in	Höxter	pflanzen	Bäume	
und	helfen	den	stark	geschrumpften	
Auenwaldbeständen	an	der	Weser.	In	
dem	Umweltbildungsprojekt	lernen	sie	
verschiedene	Gehölzarten	wie	Eiche,	
Ulme	oder	Pfaffenhütchen	kennen,	er-
lernen	den	Umgang	mit	GPS-Geräten	
und	erleben	Nachhaltigkeit	im	eigenen	
Handeln.

Lebendige Wälder
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Engagiert für das Leben im Meer

Meere	haben	für	die	Stabilität	von	
Klima	und	Ökosystemen	eine	heraus-
ragende	Bedeutung,	zumal	sie	71	Pro-
zent	der	gesamten	Oberfläche	der	Erde	
einnehmen.	Die	Existenz	von	einer	
Million	höherer	Lebensformen	in	den	
Meeren	haben	Wissenschaftler	laut	der		
2010	abgeschlossenen	Erfassung	der	
maritimen	Lebensvielfalt	(Global		
Marine	Census)	festgestellt.	Sie	gehen	
davon	aus,	dass	dem	Menschen	der	
größte	Teil	dieser	biologischen	Vielfalt	
noch	immer	unbekannt	ist.

Die	DUH	will	das	Leben	in	den	Mee-
ren	schützen	und	lenkt	daher	verstärkt	
die	öffentliche	Wahrnehmung	auf	die	
Gefährdung	maritimer	Lebenswelten	
durch	den	Menschen.	Seit	vielen	Jah-
ren	ist	die	DUH	bereits	im	Meeres-

schutz	tätig,	hat	aber	2010	ihre	Aktivi-
täten	aufgrund	der	brisanten	Lage	kräf-
tig	ausgeweitet.	Deutschland	ist	Anrai-
ner	an	Nord-	und	Ostsee	und	damit	
gleich	für	zwei	europäische	Meere	zu-
ständig,	die	durch	intensive	und	viel-
fältige	Nutzung	erheblichen	Risiken	
ausgesetzt	sind.	Aber	auch	für	andere	
Meere	in	Europa	und	weltweit	trägt	die	
Bundesregierung	als	politisches	
Schwergewicht	in	europäischen	und	
internationalen	Verhandlungen	ein	ho-
hes	Maß	an	Verantwortung.	Die	Deut-
sche	Umwelthilfe	ist	daher	2010	zwei	
internationalen	Allianzen	beigetreten,	
die	auf	unterschiedliche	Weise	Politik	
und	Öffentlichkeit	von	der	Dringlich-
keit	eines	engagierten	Meeresschutzes	
überzeugen	wollen:	OCEAN2012	und	
der	Shark	Alliance.	

Das Ziel: Gesunde Fisch-
bestände und Artenreichtum  
in den Meeren

Seit	Juli	2010	ist	die	DUH	für	die	Koor-
dinierung	der	Kampagne	OCEAN2012	
in	Deutschland	verantwortlich.	
OCEAN2012	ist	ein	Zusammenschluss	
von	mehr	als	90	Organisationen	in	ver-
schiedenen	europäischen	Ländern,	die	
sich	für	die	Umgestaltung	der	EU-Fi-
schereipolitik	engagieren.	Ziel	ist,	
Überfischung	und	zerstörerische	Fang-
methoden	zu	beenden	und	eine	faire	
und	gerechte	Nutzung	von	gesunden	
Fischbeständen	in	der	anstehenden	
EU-Reform	der	europäischen	Fischerei-
politik	zu	verankern.	Die	EU	will	bis	
Januar	2013	die	Reform	abschließen	
–	Zeit	für	die	Deutsche	Umwelthilfe	
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und	ihre	europäischen	Partner	die		
Reform	im	Sinne	einer	ökologischen	
Nachhaltigkeit	zu	beeinflussen.	

Im	politischen	Prozess	kommt	der		
Bundesregierung	aufgrund	ihres	politi-
schen	Gewichts	in	der	EU	eine	Schlüs-
selrolle	zu.	Mit	unseren	deutschen	
Partnerorganisationen	werden	wir	da-
her	keine	Gelegenheit	auslassen,	un-
sere	Positionen	für	eine	naturverträgli-
che	Fischereipolitik	gegenüber	der	Re-
gierung	zu	vertreten.		

Mehr Schutz für Haie 

Haie	haben	400	Millionen	Jahre,	di-
verse	Eiszeiten	und	mehrere	Klima-
wandel	überlebt.	Als	so	genannte	Top-
Prädatoren	stehen	Haie	in	der	Nah-
rungskette	der	Weltmeere	ganz	oben.	
Die	Wissenschaft	geht	deshalb	davon	
aus,	dass	größere	Haiarten	die	Be-
stände	ihrer	Beutefische	und	damit		
die	Artenzusammensetzung	und	das	
Gleichgewicht	ganzer	Meeresökosys-
teme	erheblich	beeinflussen.	Fehlen	
die	Haie,	könnten	manche	Ökosys-
teme	der	Meere	zusammenbrechen.	

Haie	sind	jedoch	ernsthaft	in	Gefahr,	
da	der	Mensch	massiv	in	den	Lebens-
raum	der	Haie	weltweit	eingreift.	Die	
Überfischung	gilt	als	Hauptursache	
dafür,	dass	Haie	heute	zu	den	am	
stärksten	bedrohten	Fischarten	gehö-
ren.	Denn	Haie	wachsen	langsam,	
werden	erst	spät	geschlechtsreif	und	
vermehren	sich	sehr	langsam.	So	trägt	
der	in	Nord-	und	Ostsee	lebende	

Dornhai	knapp	zwei	Jahre.	Herings-
haie	bringen	pro	Wurf	nur	etwa	vier	
Jungtiere	zur	Welt.	

Vorwiegend	in	asiatischen	Ländern	
gelten	vor	allem	die	Rückenflossen		
als	Delikatesse	der	„Haifischflossen-
suppe“.	Als	Mitglied	der	internationa-
len	Shark	Alliance	hat	die	Deutsche	
Umwelthilfe	2010	die	European	Shark	
Week	in	Deutschland	koordiniert.	Die	
europaweite	Aktionswoche	im	Okto-
ber	2010	hat	das	Augenmerk	ganz	auf	
die	Praxis	des	sogenannten	Finning	
von	Haien	gelegt:	Den	Haien	werden	
unmittelbar	nach	dem	Fang	noch	auf	
See	die	Flossen	bei	lebendigem	Leib	
abgeschnitten.	Die	verstümmelten	
Tiere	werden	dann	wieder	ins	Meer	
geworfen,	wo	sie	schwimmunfähig	
verenden.		

Die	Art	der	Entsorgung	der	Tierkörper	
macht	die	Haifischerei	völlig	un-
durchsichtig.	Niemand	weiß,	wie	
viele	Haie	tatsächlich	gefangen	wer-
den.	Die	DUH	und	die	Shark	Alliance	
fordern	daher,	dass	die	ganzen	Körper	
der	Haie	an	Land	gebracht	werden.	
Nur	dann	lässt	sich	die	Anzahl	der	ge-
töteten	Tiere	verlässlich	ermitteln.	Die	
Ganzkörperanlandung	von	Haien	ist	
bei	manchen	Fischbetrieben	außer-
halb	Europas	bereits	üblich.	

Ein	Drittel	der	bekannten	Haiarten	ist	
vom	Aussterben	bedroht.	Die	DUH	
nimmt	daher	Einfluss	auf	die	politi-
schen	Weichenstellungen	in	der	EU	
zur	Erhaltung	der	Haie	und	macht	auf	
das	Schicksal	der	Haie	aufmerksam.	

DUH unterstützt  
Partnerorganisationen im 
Meeressäugerschutz

Chemikalien,	Lärm	von	Motoren,	
Schiffen	und	Bauarbeiten	unter		
Wasser	und	vor	allem	die	Fischerei		
erschweren	auch	den	Meeresäugern		
das	Überleben.	Eine	große	Zahl	Wale	
und	Delfine	kommt	weiterhin	als		
Beifang	in	der	industriellen	Fischerei		
zu	Tode.	Die	wenigen	verbleibenden	
Schweinswale	in	der	Ostsee	sind	
durch	Meeresverschmutzung,	Ramm-
arbeiten	beim	Bau	von	Windenergie-
anlagen,	Sonar,	seismische	Arbeiten	
und	vor	allem	die	Stellnetzfischerei	
gefährdet.	Auch	die	Zahl	der	Zusam-
menstöße	zwischen	Schiffen	und	Wa-
len	steigt	jährlich	und	bedroht	ganze	
Walpopulationen	vor	allem	im	Atlan-
tik.	Zusammen	mit	Partnern	wie	der	
Gesellschaft	zum	Schutz	der	Meeres-
säugetiere,	der	Gesellschaft	zur	Ret-
tung	der	Delphine	und	M.E.E.R.	e.V.	
fördert	die	DUH	verschiedene	Pro-
jekte	zum	Schutz	von	Meeressäugern.	

Wir	danken	unseren	Partnern	im	Na-
turschutz	für	die	gute	Zusammenar-
beit:	Alcoa	Foundation,	Bundesamt	
für	Naturschutz,	Bundesministerium	
für	Umwelt,	Naturschutz	und	Reaktor-
sicherheit,	C&A,	Deutsche	Bundes-
stiftung	Umwelt,	Ecologic,	Garpa,	
Gruner	+	Jahr,	Hanns-R.-Neumann-
Stiftung,	Kyocera	Mita,	Pew	Charita-
ble	Trusts,	Telekom	Deutschland	und		
Unilever.
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Der Mensch braucht Natur in Stadt und Land
Städte und Gemeinden sind umso lebens- und liebenswerter für den  
Menschen, je mehr Tiere und Pflanzen dort leben. Kluge Kommunen  
haben das erkannt und schützen daher die biologische Vielfalt im Ort 
  

n Amsel,	Drossel,	Fink	und	Star	er-
freuen	mit	ihrem	Gesang	jedes	Jahr	im	
Frühjahr	aufs	Neue.	Damit	die	ganze	
Vogelschar	auch	weiterhin	in	Gärten,	
Parks	und	auf	Schulhöfen	singen	und	
pfeifen	kann,	engagiert	sich	die	DUH	
in	mehreren	Projekten	für	den	Schutz	
der	Biodiversität	auf	lokaler	Ebene.	
Denn	Städte	und	Gemeinden	spielen	
eine	wichtige	Doppelrolle	für	den	Er-
halt	der	biologischen	Vielfalt:	Sie	bie-
ten	ganz	unterschiedliche	Lebens-
räume	für	eine	Vielzahl	von	Pflanzen	
und	Tieren.	Und	die	Kommunen	haben	
einen	direkten	Draht	zu	ihren	Bürgern,	
und	haben	daher	eine	gute	Möglich-
keit,	das	Bewusstsein	der	Menschen	für	
die	biologische	Vielfalt	und	die	damit	
verbundene	Lebensqualität	vor	Ort	zu	
stärken.	Die	DUH	unterstützt	die	
Städte	und	Gemeinden,	indem	sie	die	

Kommunen	vernetzt,	Ideen	und	Pro-
jekte	sammelt	und	sie	allen	Kommunen	
in	einem	Ideenpool	zur	Verfügung	stellt.

Die Bundeshauptstadt  
der Biodiversität

Im	Internationalen	Jahr	der	Biodiversi-
tät	2010	hat	die	DUH	den	Wettbewerb	
„Bundeshauptstadt	der	Biodiversität“	
ausgeschrieben.	Bewerben	können	
sich	Städte	und	Gemeinden	in	den	vier	
Größenkategorien	bis	10.000,	bis	
30.000,	bis	100.000	und	mehr	als	
100.000	Einwohner.	Die	DUH	bewer-
tet	das	kommunale	Engagement	für	
wohnortnahes	Stadtgrün,	für	den	Ar-
ten-	und	Biotopschutz,	die	Umweltbil-
dung	und	die	Öffentlichkeitsarbeit.	Die	
beste	Stadt	oder	Gemeinde	gewinnt	
den	Titel	„Bundeshauptstadt	der	Biodi-

versität“.	Außerdem	werden	die	besten	
drei	Kommunen	aus	den	jeweiligen	
vier	Größenkategorien	und	herausra-
gende	Projekte	ausgezeichnet.	Dank	
der	Stiftung	„Lebendige	Stadt“	vergibt	
die	DUH	bei	der	Auszeichnungsfeier	
im	April	2011	erstmals	in	einem	Wett-
bewerb	des	Kommunalen	Umwelt-
schutzes	auch	Preisgelder	von	insge-
samt	50.000	Euro	an	die	Gewinner-
kommunen.

Förderer:	Das	europäische	Umweltförder-
programm	LIFE+;	Stiftung	Lebendige	Stadt

Die Europäischen Wettbewerbe 
für die European Capitals of 
Biodiversity

Dank	dem	europäischen	Umweltför-
derprogramm	LIFE+	ist	der	Wettbewerb	
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Der Mensch braucht Natur in Stadt und Land
für	die		Bundeshauptstadt	der	Biodiver-
sität	auch	Teil	eines	europäischen	Pro-
jektes.	Die	DUH	hat	daher	in	Frank-
reich,	Spanien,	Ungarn	und	der	Slo-
wakei	ebenfalls	Ausschreibungen	zur	
Hauptstadt	der	Biodiversität	koordi-
niert.	Und	es	hat	sich	gezeigt:	Das	be-
währte	Konzept	der	DUH,	die	Kom-
munen	mit	Wettbewerben	in	ihren	Be-
mühungen	zu	fördern	und	zu	bestär-
ken,	funktioniert	auch	in	diesen	
Ländern	sehr	gut.	

In	der	Slowakei	haben	sich	20	Städte	
um	den	Titel	beworben.	Die	slowaki-
sche	Hauptstadt	der	Biodiversität	
2010	ist	Želiezovce	(7.500	Einwoh-
ner)	im	Süden	des	Landes.	Die	Stadt	
und	örtliche	Naturschützer	engagieren	
sich	besonders	für	Vögel	und	Fleder-
mäuse	haben	ein	großangelegtes	Pro-
gramm	gegen	invasive	Pflanzen	ent-
wickelt.	Gemeinsam	veranstalten	sie	
zudem	jährlich	eine	Vielzahl	von	Ak-
tionstagen	für	Kinder.	

In	Frankreich	stieß	der	Wettbewerb	
auf	besonders	großes	Interesse.	80	
Kommunen	haben	sich	beteiligt,	von	
denen	Grande-Synthe	(22.000	Ein-
wohner)	bei	Calais	den	Titel	gewon-
nen	hat.	Die	Stadt	überzeugt	mit	ei-
nem	ambitionierten	Konzept	zur	Wie-
derherstellung	einer	hohen	Biodiversi-
tät	im	Stadtgebiet.	Die	Stadt	legt	
schon	seit	Jahren	einen	besonderen	
Wert	auf	naturnahe	Grünflächenpflege	
und	sorgt	für	eine	hohe	Lebensqualität	
in	einer	stark	industrialisierten	Region.

Zur	Hauptstadt	der	Biodiversität	in	
Spanien	wurde	Real	Sitio	de	San	Ilde-
fonso	(5.700	Einwohner)	in	der	Nähe	
von	Segovia	gekürt.	Seit	15	Jahren	
setzt	die	Stadt	ein	Modell	um,	das	his-
torische,	umweltpolitische	und	kultu-
relle	Aspekte	zusammenbringt.	Mit	
nachhaltiger	Entwicklung	und	Natur-
schutz	will	die	Stadt	die	Lebensquali-
tät	für	die	Bewohner	steigern.	Die	
Stadt	schützt	daher	Otter-	und	Forel-
len	und	fördert	alte	landwirtschaftlich	
genutzte	Arten	wie	die	regionale	La	
Granja	Bohne.	

In	Ungarn	wurde	Tata	(24.000	Ein-
wohner)	zur	Hauptstadt	der	Biodiver-
sität	2010.	Die	Stadt	im	Norden	des	

Landes	liegt	direkt	an	einem	europa-
weit	bedeutenden	und	durch	die	
Ramsar-Konvention	geschützten	
Feucht-	und	Vogelrastgebiet.	Tata	hat	
in	den	vergangenen	Jahren	die	Was-
serqualität	verbessert,	die	Grünflächen	
ausgedehnt,	12.000	Bäume	gepflanzt	
und	in	die	Verbesserung	der	Umwelt-
bedingungen	investiert.		

Förderer:	Das	europäische	Umweltförder-
programm	LIFE+

Vom Dialog zum Bündnis der 
„Kommunen für Biologische 
Vielfalt“ 

Zur	Umsetzung	der	Nationalen	Strate-
gie	zur	biologischen	Vielfalt	führt	das	
Bundesamt	für	Naturschutz	(BfN)	
zahlreiche	Dialogforen	mit	Akteuren	
aus	unterschiedlichen	gesellschaftli-
chen	Gruppen	durch.	Da	die	DUH	
jahrelange	Erfahrungen	in	der	Zusam-
menarbeit	mit	Städten	und	Gemein-
den	hat,	haben	BfN	und	DUH	das	Fo-
rum	mit	den	Kommunen	gemeinsam	
veranstaltet.	Erstes	Ergebnis	ist	eine	
Deklaration,	mit	der	sich	die	Kommu-
nen	zum	verstärkten	Schutz	der	Biodi-
versität	bekennen.	Mehr	als	170	
Städte	und	Gemeinden	haben	die	De-
klaration	inzwischen	unterzeichnet,	
womit	sich	die	Kommunen	verpflich-
ten	öffentliche	Grünflächen	naturnah	
zu	pflegen,	beim	Ausbau	von	Biotop-
verbundsystemen	und	Schutzgebiets-
netzen	mit	zu	arbeiten,	Wälder	natur-
nah	zu	bewirtschaften	und	naturnahe	

Tourismuskonzepte	zu	fördern.	Im	
nächsten	Schritt	wollen	die	Kommu-
nen	ein	Bündnis	für	biologische	Viel-
falt	bilden,	in	dem	sie	sich		zusam-
menschließen,	austauschen	und	Kon-
zepte	für	den	Schutz	der	Biodiversität	
erarbeiten.

Förderer:	Bundesamt	für	Naturschutz

Umweltgerechtigkeit  
in allen Stadtteilen 
 
Das	Thema	Umweltgerechtigkeit	hat	
die	DUH	2010	weiter	vorangetrieben.	
Unter	dem	Titel	„Natur-Stadt-Mensch“	
diskutieren	unter	Leitung	der	DUH	
Experten	aus	Kommunen,	Verbänden	
und	der	Wissenschaft,	wie	eine	hohe	
urbane	Biodiversität	allen	Bevölke-
rungsgruppen	zugute	kommen	kann.	
Denn	Naturerfahrung	ist	eine	essenti-
elle	Voraussetzung	für	Gesundheit	
und	Wohlbefinden	der	Menschen	in	
der	Stadt.	Eine	intakte	Natur	fördert	
nachweislich	die	körperliche	und	
geistige	Gesundheit	von	Kindern	und	
trägt	entscheidend	zum	Umweltbe-
wusstsein	im	Erwachsenenalter	bei.		
Doch	in	allen	Städten	gibt	es	Stadt-
teile	mit	einkommensschwacher	
Bevölkerung,	die	nicht	ausreichend	
über	Grünflächen	und	Naturerfah-
rungsräume	verfügen.	Naturschutz	
und	soziale	Gerechtigkeit	können	also	
nicht	isoliert	voneinander	betrachtet	
werden.		

Förderer:	Bundesministerium	für	Umwelt,	
Naturschutz	und	Reaktorsicherheit,		
Umweltbundesamt
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Gutes Klima in der Stadt
Städte und Gemeinden fördern nachhaltige Energieerzeugung,  
planen umweltfreundliche Neubauten und finanzieren klimafreundlichen  
öffentlichen Nahverkehr. Die besten von ihnen hat die DUH im  
Wettbewerb Bundeshauptstadt im Klimaschutz ausgezeichnet  
 

n Städte	und	Gemeinden	können	den	
Klimaschutz	entscheidend	voranbrin-
gen:	Das	Spektrum	ihrer	Möglichkeiten	
reicht	dabei	vom	Einsatz	energiespa-
render	Rechner	in	der	Verwaltung	über	
die	finanzielle	Unterstützung	zum	
energetischen	Bauen	bis	hin	zum	
Rückkauf	des	kommunalen	Stromnet-
zes	und	dem	Ausbau	regenerativer	
Energien.	Viele	Kommunen	sind	im	
Klimaschutz	aktiv	und	kurbeln	damit	
auch	die	kommunale	Wirtschaft	an.	
Mehr	denn	je	gilt	der	Klimaschutz	als	
Motor	für	die	regionale	Wertschöpfung	
und	Beschäftigung.	

Die	Chancen	des	kommunalen	Klima-
schutzes	werden	zunehmend	deutli-
cher	erkannt.	Damit	wachsen	jedoch	
auch	die	Erwartungen	an	die	Städte	
und	Gemeinden.	Die	Deutsche	Um-
welthilfe	hat	es	sich	daher	zum	Ziel	
gesetzt,	die	Kommunen	in	ihrem	Be-
streben	nach	einer	klimaschonenden	
Kommunalplanung	zu	unterstützen.	
Seit	vielen	Jahren	im	kommunalen	Kli-
maschutz	aktiv,	verfügt	die	DUH	über	
eine	reichhaltige	Erfahrung,	die	sie	
gern	an	die	Kommunen	weitergibt.	

Bundeshauptstadt im  
Klimaschutz 2010

Mit	dem	Wettbewerb	Bundeshaupt-
stadt	im	Klimaschutz	gibt	die	DUH	
Städten	und	Gemeinden	in	ganz	
Deutschland	die	Möglichkeit,	ihre	Kli-
maschutzbemühungen	miteinander	zu	
vergleichen	und	voneinander	zu	ler-
nen.	Insgesamt	73	Kommunen	haben	
2010	am	Wettbewerb	teilgenommen	
und	sich	in	sechs	Bereichen	des	kom-
munalen	Klimaschutzes	miteinander	
gemessen.	Erstmals	haben	wir	Projekte	
im	Bereich	Green	IT	bewertet	und	mit	
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den	Förderern	des	Projekts	Deutsche	
Bundesstiftung	Umwelt,	CO2NTRA	
und	dem	Unternehmen	First	Solar.	

Europäische Meister  
der erneuerbaren Energien

Mit	der	Zeitschrift	Solarthemen	zeich-
net	die	Deutsche	Umwelthilfe	seit	
zehn	Jahren	den	Meister	der	Solarbun-
desliga	aus.	2010	haben	wir	die	Bun-
desliga	europäisiert	und	zur	Renewa-
ble	Energy	Sources	Champions	League	
erweitert.	Mit	Partnern	in	Frankreich,	
Tschechien,	Ungarn,	Bulgarien	und	
Polen	haben	wir	die	europäischen	
Meister	der	erneuerbaren	Energien	ge-
kürt.	In	der	Gesamtwertung	gewann	
Prato	allo	Stevio	aus	Südtirol	in	Ita-
lien.	Zweiter	wurde	das	bayerische	
Schalkham,	Host	tin	aus	Tschechien	
wurde	Dritter.	Aus	Deutschland	haben	
außerdem	die	Städte	Neckarsum	und	
Ulm	in	ihren	Größenklassen	gewon-
nen.	Insgesamt	haben	mehr	als	2.600	
Kommunen	an	dem	europäischen	
Wettbewerb	teilgenommen.	Finanziert	
wird	die	Renewable	Energy	Sources	
Champions	League	aus	dem	Intelli-
gent	Energy	Förderprogramm	der	Eu-
ropäischen	Union.	

Die Solarstromkommunen 

Die	Kampagne	SolarLokal	wird	immer	
beliebter.	Fast	400	Städte	und	Ge-
meinden	werben	bei	ihren	Bürgerin-
nen	und	Bürgern	für	die	klimafreundli-
che	Nutzung	des	Solarstroms.	Etliche	
Bürgermeister	rufen	persönlich	dazu	

Gutes Klima in der Stadt

einem	Sonderpreis	belohnt.	Die	aus-
gezeichneten	Projekte	aus	Hannover,	
Leipzig	und	Nordhausen	zeigen	das	
enorme	Potenzial	für	den	Klimaschutz	
in	und	mit	der	umweltfreundlichen	In-
formationstechnik.	Der	Wettbewerb	
zeigt	aber	auch,	dass	viele	Kommunen	
die	Energiesparmöglichkeiten	in	der	IT	
noch	nicht	erkannt	haben.

Als	Gesamtsieger	darf	sich	Freiburg	
fortan	Bundeshauptstadt	im	Klima-
schutz	nennen.	Die	Stadt	ist	seit	Jah-
ren	für	eine	fahrradfreundliche	Innen-
stadt	und	die	extensive	Nutzung	der	
Solarenergie	bekannt	und	hat	in	allen	
bewerteten	Bereichen	des	kommuna-
len	Klimaschutzes	überzeugt.	Für	die	
Steigerung	der	Energieeffizienz	und	
der	regenerativen	Energieerzeugung	
hat	Freiburg	ebenso	Bestnoten	erhal-
ten	wie	für	die	Öffentlichkeitsarbeit	
und	die	klimaschonende	Siedlungsent-
wicklung.	Besonders	beeindruckt	hat	
die	Jury	auch,	dass	Freiburg	sich	ver-
pflichtet	hat,	jährlich	1,2	Millionen	
Euro	aus	der	Konzessionsabgabe	der	
Energieversorger	für	die	Leitungsnut-
zung	in	den	Klimaschutz	zu	investie-
ren.	

Der	Wettbewerb	Bundeshauptstadt	im	
Klimaschutz	hat	auch	2010	für	eine	
Menge	positiver	Klimaschutzschlag-
zeilen	gesorgt.	Um	die	guten	Nach-
richten	weiter	bekannt	zu	machen,	
wird	die	DUH	im	Frühjahr	2011	eine	
Broschüre	mit	den	besten	Projekten	
des	Wettbewerbs	herausgeben	und	
eine	Workshop-reihe	für	Kommunal-
vertreter	anbieten.	Die	DUH	dankt	

auf,	in	Sonnenkraftwerke	zu	investie-
ren.	Aus	gutem	Grund:	Solarstrom	ist	
gut	für	das	Klima,	stärkt	die	regionale	
Wirtschaft	und	sichert	örtliche	Ar-
beits-	und	Ausbildungsplätze.	Die	
Kampagne	SolarLokal	wird	gemein-
sam	von	der	SolarWorld	AG	und	der	
Deutschen	Umwelthilfe	durchgeführt

Regionale Wirtschaftskraft  
mit erneuerbaren Energien

Die	wirtschaftlichen	Auswirkungen	
der	erneuerbaren	Energien	auf	eine	
Region	untersuchen	Deutsche	Um-
welthilfe	und	Ifas-Institut	in	dem	ge-
meinsamen	Projekt	„Investitionen	in	
erneuerbare	Energien“.	Schwerpunkt-
mäßig	wird	ermittelt,	wie	sehr	die	re-
gionale	Wirtschaft	von	den	Investitio-
nen	der	Kommunen	in	erneuerbare	
Energien	profitiert.	Das	Bundesum-
weltministerium	fördert	das	Projekt.	

Coaching für  
Klimaschutz-Kommunen

Nicht	jeder	muss	das	Rad	neu	erfin-
den.	Das	Klima-Bündnis,	das	Ifeu-	
Institut	und	die	DUH	unterstützen		
daher	in	den	kommenden	zwei	Jahren	
Städte	und	Gemeinden,	die	ihre		
Kommune	klimafreundlich	umbauen.		
Zum	Coaching	gehören	spezifische	
Internetangebote	und	Beratungsange-
bote	von	Kommune	zu	Kommune.	
Gefördert	wird	das	Projekt	vom		
Bundesumweltministerium	und	dem	
Umweltbundesamt.
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Die DUH ist Anwalt der Verbraucher
Laut Gesetz müssen Unternehmen die Verbraucher über den Energie- 
verbrauch von Autos und von großen Haushaltgeräten aufklären.  
Das machen sie aber häufig nicht – oder verwirren mit fantastischen  
Angaben. Ein klarer Fall für die DUH-Verbraucherschützer, die die Rechte 
der Verbraucher einklagen 

n Gut	gemeint,	ist	noch	lange	nicht	
gut	gemacht.	Die	Bundesregierung	er-
lässt	zwar	Gesetze	zum	Schutz	der	
Verbraucher,	richtet	aber	kaum	je	eine	
behördliche	Infrastruktur	zu	ihrer	
Durchsetzung	oder	Überwachung	ein.	
Der	Mangel	an	staatlichem	Vollzug	
zeigt	sich	besonders	deutlich	bei	der	
Verbrauchskennzeichnungsverord-
nung	für	Autos.	Nach	dem	Willen	der	
EU	als	ursprünglicher	Gesetzgeberin	
sollen	die	Autohersteller	und	Verkäu-
fer	die	Autokunden	ausreichend	infor-
mieren,	so	dass	die	Kunden	vor	dem	
Kauf	eines	Autos	den	Klimaschutz	in	
ihre	Kaufentscheidung	einbeziehen	
können.	Die	Pkw-Energieverbrauchs-
kennzeichnungsverordnung	(Pkw-En-
VKV	)	schreibt	daher	fest,	dass	Auto-
konzerne	und	Autohändler	in	der	
Werbung	den	Spritverbrauch	und	die	
CO2-Emissionen	der	Autos	angeben	
müssen.	

Das	machen	sie	aber	längst	nicht	im-
mer,	wie	stichprobenartige	Kontrollen	
der	DUH-Verbraucherschützer	in	
ganz	Deutschland	ergeben.	Etliche	
Gerichtsverfahren	bestätigen	die	fort-
gesetzten	Rechtsverstöße	von	Auto-
herstellern	und	Händlern	–	doch	ein	
Ende	scheint	nicht	in	Sicht.	Erst	im	
Oktober	2010	hat	das	Oberlandesge-
richt	Stuttgart	die	Porsche	AG	zu	einer	
Konventionalstrafe	verurteilt,	da	der	
Sportwagenhersteller	im	firmeneige-
nen	„Christophorus-Magazin“	die	ge-
setzlich	vorgeschriebenen	Daten	ver-
schwiegen	hat.	Den	Staat	stört	der	
fortgesetzte	Rechtsbruch	von	Verbrau-
cherschutzgesetzen	offenbar	nicht.	
Mehr	als	sechs	Jahre	nach	Inkrafttre-
ten	der	Pkw-EnVKV	haben	noch	im-

Überwachung	ja	deshalb	funktioniere,	
weil	die	DUH	die	Umsetzung	über-
prüfe.	Diese	eigenwillige	Interpreta-
tion	von	Gesetzesvollzug	nimmt	die	
DUH	selbstverständlich	nicht	hin	und	
wird	sich	daher	weiter	für	die	Rechte	
von	Verbrauchern	stark	machen.	

Verbraucher haben ein Recht 
auf richtige Werbung 

Der	Bundesgerichtshof	hat	bereits	vor	
Jahren	entschieden,	dass	Unterneh-
men	nur	dann	eine	umweltfreundliche	

mer	nicht	alle	Bundesländer	Vollzugs-
behörden	benannt.	Die	Länder	bzw.	
die	Bundesregierung	verstoßen	nach	
Auffassung	der	DUH-Verbraucher-
schützer	damit	gegen	EU-Recht.	Die	
DUH	hat	daher	bereits	zwei	Be-
schwerden	bei	der	EU-Kommission	
eingereicht.		

Und	die	EU	hat	in	Berlin	nachgefragt,	
weshalb	Deutschland	sich	nicht	um	
die	Umsetzung	kümmert.	Interessan-
terweise	redet	sich	die	Bundesregie-
rung	gerade	damit	heraus,	dass	die	
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Werbeaussage	machen	dürfen,	wenn	
aus	der	Werbung	hervorgeht,	welchen	
umweltbezogenen	Vorzug	das	bewor-
bene	Produkt	hat.	In	bundesweiten	
Kontrollen	von	Anzeigen	und	Wer-
bungen	stellt	die	DUH	jedoch	ver-
mehrt	fest,	dass	Unternehmen	die	ein-
deutige	Rechtsprechung	systematisch	
ignorieren.	Unternehmen	bewerben	
Kühlschränke	zum	Beispiel	mit	der	
Selbstverständlichkeit	„FCKW-frei“.		
Oder	sie	preisen	die	scheinbaren	um-
weltbezogenen	Vorzüge	an	und	be-
werben	eine	Waschmaschine	mit	der	
Fantasieangabe	„20	%	weniger	Strom-
verbrauch“	ohne	anzugeben	im	Ver-
gleich	zu	was	das	Gerät	angeblich	
weniger	Strom	verbraucht.	Die	unlau-
tere	Werbung	wuchert	nicht	nur	in	
den	Anzeigen	für	Haushaltsgeräte,	
auch	Autos	werden	mit	allerlei	wilden	
Behauptungen	angepriesen.	Ein	Her-
steller	hochmotorisierter	Pkw	hatte	
seine	Modelle	damit	beworben,	dass	
sie	„wenig	Emissionen“	hätten.	Eine	
kühne	These,	die	sich	nach	einem	
Blick	unter	die	Motorhaube	nicht		
aufrechthalten	ließ,	wie	ein	Gericht	
befand.	

Die	DUH	hatte	gegen	die	unlautere	
Werbung	des	Autoherstellers	geklagt	
und	in	diesem	Fall	erreicht,	dass	das	
Greenwashing	ein	Ende	hat.	Da	wö-
chentlich	jedoch	–	allein	für	die	Be-
werbung	von	Pkw	–	tausende	Anzei-
gen	und	Werbungen	erscheinen,	kann	
die	DUH	nur	stichprobenartig	die	
Wahrung	der	Verbraucherrechte	über-
prüfen.	Die	eklatantesten	Verstöße	

bringt	die	DUH	vor	Gericht.	In	den	
Musterverfahren	gegen	Unternehmen	
der	Automobilindustrie,	Elektromärkte	
und	Kücheneinrichtungshäuser	haben	
die	Gerichte	in	fast	allen	Fällen	für	
die	DUH	und	für	den	Schutz	der	Ver-
braucherinnen	und	Verbraucher	ent-
schieden.

Sinnvolle Kennzeichnung 
schützt das Klima und schont 
den Geldbeutel – die Kampa-
gne „energieeffizienz – 
jetzt!“

Die	DUH	setzt	sich	seit	Jahren	nach-
drücklich	für	eine	sinnvolle	Kenn-
zeichnung	von	Produkten	ein,	die	im	
Betrieb	viel	Energie	verbrauchen.		
Das	gilt	neben	Autos	insbesondere	für	

große	Haushaltsgeräte	wie	Kühl-
schränke,	Geschirrspüler,	Waschma-
schinen	und	Klimaanlagen.	

Denn	der	effiziente	Einsatz	von	Ener-
gie	ist	der	Schlüssel	für	den	Schutz	
von	Klima	und	Rohstoffen.	Weniger	
Energieverbrauch	ist	aber	nicht	nur	
mehr	Klimaschutz,	ein	geringerer	Ver-
brauch	von	Strom	und	Wärme	entlas-
tet	auch	entscheidend	die	Ausgaben	
in	Unternehmen	und	privaten	Haus-
halten.	

Die	DUH	hat	daher	auch	2010	die	
Kampagne	„energieeffizienz	–	jetzt!“		
vorangebracht.	Gemeinsam	mit	dem	
Deutschen	Naturschutzring	(DNR),	
dem	Bund	für	Umwelt-	und	Natur-
schutz	Deutschland	(BUND),	dem	
Öko-Institut	und	dem	Bundesdeut-
schen	Arbeitskreis	für	Umweltbewuss-
tes	Management	(B.A.U.M)	hat	die	
DUH	das	Ziel	von	„energieeffizienz	
–	jetzt!“	verfolgt,	die	Energieeffizienz		
in	Haushalten	und	Unternehmen		
zu	steigern.	

Wir	danken	der	Deutschen	Bundes-
stiftung	Umwelt	für	die	finanzielle	
Unterstützung	der	Kampagne		
„energieeffizienz	–	jetzt!“.
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Mehrweg schont Umwelt und Klima
Mehrweg ist Klimaschutz, wissen umweltbewusste Unternehmen schon 
lange und nutzen die Vorteile von Mehrwegflaschen. Doch die Getränke-
dosen- und Plastikflaschenlobby scheut keinen Aufwand, um ihre  
Einwegverpackungen als ökologisch zu verkaufen. Mit welchen Tricks dabei 
gearbeitet wird, haben die DUH-Recycling- und Mehrwegexperten enthüllt.   

n Das	deutsche	Mehrwegsystem	ist	
weltweit	einzigartig.	Die	überwiegend	
mittelständischen	Getränkeabfüller	und	
ein	auf	Mehrweg	spezialisierter	Groß-	
und	Einzelhandel	bieten	eine	große	
Auswahl	an	Saft,	Limonade,	Bier	und	
Wasser	in	Mehrwegflaschen	an.	Alle		
seriösen	Ökobilanzen	haben	bestätigt,	
dass	Mehrwegflaschen	die	umwelt-
freundlichste	Verpackungsform	sind.	
Mit	Mehrwegflaschen	werden	Ressour-
cen	effizient	genutzt,	Energie	gespart	
und	regionale	Wirtschaftskreisläufe	
nachhaltig	geschlossen.	

Abfallvermeidung	durch	Wiederbefül-
lung	ist	ein	cleveres	Konzept,	so	dass	
jeder	Verbraucher	mit	dem	täglichen	
Einkauf	den	Umwelt-	und	Klimaschutz	
unterstützen	kann.	Denn	z.	B.	Mineral-
wasser	in	Mehrwegflaschen	verursacht	
nur	die	Hälfte	der	klimaschädlichen	
CO2-Emissionen	im	Vergleich	zu	Was-
ser	in	Einwegflaschen	aus	Plastik.	

Die	umweltfreundlichen	Mehrwegver-
packungen	unterstützen	nachhaltige	
Wirtschaftsstrukturen.	Der	Großteil	der	
Mehrwegprodukte	wird	dort	verkauft,	
wo	sie	vorher	abgefüllt	wurden.	Mehr-
wegsysteme	sichern	so	langfristig	Ar-
beitsplätze	in	der	Region.	Das	deutsche	
Mehrwegsystem	ist	Lebensgrundlage	für	
mehr	als	1.800	Brauereien,	Brunnen	
und	Saftkeltereien.	Mehr	als	10.000	
Fachbetriebe	des	Getränkehandels	bie-
ten	170.000	Menschen	einen	Arbeits-
platz.		

Mehrwegsysteme unter Druck 

Um	die	Vorteile	des	Mehrwegsystems	
auch	weiterhin	zu	nutzen,	muss	die	Po-
litik	handeln.	Die	Mehrwegquoten	sind	
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im	freien	Fall.	Nur	noch	ein	Drittel	der	
Mineralwässer	und	ein	gutes	Viertel	der	
Limonaden	werden	in	Mehrwegfla-
schen	abgefüllt.	Bei	Fruchtsäften	sind	es	
sogar	weniger	als	acht	Prozent.	Gleich-
zeitig	hat	der	Marktanteil	derjenigen	
marktbeherrschenden	Discounter	zuge-
nommen,	die	ausschließlich	Getränke	
in	Einwegflaschen	verkaufen.	Die	DUH	
fordert	daher,	dass	Ausnahmeregelun-
gen	der	Pfandpflicht	gestrichen	werden	
und	die	Bundesregierung	endlich	eine	
Lenkungsabgabe	auf	unökologische	
Einwegverpackungen	einführt.	

Viele	Verbraucher	können	Mehrwegfla-
schen	nicht	von	Einwegflaschen	unter-
scheiden,	da	beide	Flaschen	bepfandet	
sind.	Sieben	Jahre	nach	Einführung	des	
Einwegpfandes	glaubt	jeder	zweite	Ver-
braucher,	er	kaufe	umweltfreundliche	
Mehrwegflaschen,	nur	weil	er	Pfand	be-
zahlt	hat.	Die	DUH	fordert	deshalb	eine	
eindeutige	Kennzeichnung	für	Geträn-
keverpackungen:	Verbraucher	müssen	
auf	einen	Blick	sehen,	ob	sie	eine	
Mehrwegflasche	oder	eine	Einwegfla-
sche	vor	sich	haben.	Wasser-,	Bier-	und	
Limonadenhersteller	nutzen	zudem	
gern	das	gute	Image	von	Mehrwegfla-
schen,	füllen	jedoch	in	Einwegflaschen	
ab	und	verbrämen	das	mit	dem	Auf-
druck	„Pfandflasche“.	Die	Unterneh-
men	erzeugen	so	beim	Verbraucher	den	
Eindruck,	es	handle	sich	um	eine	Mehr-
wegflasche.	Die	schwarz-gelbe	Bundes-
regierung	weiß	um	diesen	Missstand	
und	hat	daher	im	Koalitionsvertrag	das	
Ziel	festgeschrieben,	eine	klare	Be-
zeichnung	als	Mehrweg-	oder	Einweg-
flasche	zur	deutlichen	Unterscheidbar-
keit	und	aussagefähigen	Produktkenn-
zeichnung	einzuführen.	Bei	den	Worten	
ist	es	geblieben.

Interessengesteuerte Ökobilan-
zen der Einweglobby

Die	Kunststoffindustrie	und	die	Geträn-
kedosenhersteller	haben	2010	versucht,	
mit	selbst	in	Auftrag	gegebenen	Ökobi-
lanzen	für	PET-Einwegflaschen	und	Ge-
tränkedosen	ihren	Produkten	einen	
„grünen	Anstrich“	zu	verleihen.	Dem	
mit	der	Durchführung	der	Ökobilanzen	
beauftragten	IFEU-Institut	wurden	von	

den	Auftraggebern	einseitige	und	unrea-
listische	Annahmen	vorgegeben.	So	ist	
es	kaum	verwunderlich,	dass	die	Auf-
traggeber	die	Ergebnisse	ihrer	Studien	
zu	Gunsten	von	Einwegplastikflaschen	
und	Getränkedosen	bewerteten.	Zu	al-
len	drei	Studien	hat	die	DUH	detailliert	
nachgewiesen,	mit	welch	unrealisti-
schen	Vorgaben	der	Auftraggeber	die	
Ergebnisse	in	die	gewünschte	Richtung	
verfälscht	wurden.	

Besonders	frech	ist	dabei	die	Getränke-
dosenlobby	vorgegangen.	Die	organi-
sierten	Dosenhersteller	haben	in	ihrer	
Öffentlichkeitsarbeit	behauptet,	dass	die	
Dose	ökologisch	„auf	Augenhöhe“	mit	
Mehrwegverpackungen	sei.	Nach	An-
drohung	einer	Klage	hat	die	Dosen-
lobby	eine	Unterlassungserklärung	un-
terschrieben,	laut	der	sie	nicht	mehr	be-
haupten	darf,	Dosen	seien	genauso	um-
weltfreundlich	wie	Mehrwegflaschen.	
Die	Einwegindustrie	hat	damit	den	Ver-
such	zugegeben,	die	Verbraucher	über	
die	wahren	Umweltauswirkungen	von	
Einwegverpackungen	zu	täuschen.

Die Mehrwegkampagne und der 
Mehrweg-Innovationspreis

Die	DUH	unterstützt	seit	vielen	Jahren	
die	Weiterentwicklung	von	regionalen	
und	umweltfreundlichen	Mehrwegsys-
temen.	Gemeinsam	mit	mehrwegorien-
tierten	Verbänden	der	Getränkewirt-
schaft	hat	die	DUH	daher	2010	die	Ver-
braucherinformationskampagne	„Mehr-
weg	ist	Klimaschutz“	fortgesetzt.	Mit	
einem	neuen	Motiv	und	attraktiven	Pla-

katen	stellt	die	DUH	den	Getränkehänd-
lern	kostenfrei	Materialien	zur	Verfü-
gung,	mit	denen	die	kleinen	und	mittel-
ständischen	Unternehmen	ihre	Kunden	
über	die	Vorteile	von	Mehrwegflaschen	
informieren	können.	Mehr	als	5.000	Ge-
tränkefachmärkte	beteiligen	sich	an	der	
Kampagne	„Mehrweg	ist	Klimaschutz“.	

Zum	dritten	Mal	hat	die	DUH	2010	
auch	den	Mehrweg-Innovationspreis		
für	besondere	Leistungen	zur	Stärkung	
und	Weiterentwicklung	von	Mehrweg-
getränkesystemen	verliehen.	Die	Preis-
träger	wurden	ausgezeichnet	für	die	
Einführung	eines	innovativen	Mehrweg-
kastens,	für	Entwürfe	gewichtsoptimier-
ter	Mehrweg-Saftflaschen	und	für	das	
Design	der	klassischen	Glasperlenfla-
sche	für	Mineralwasser	vor	mehr	als		
40	Jahren.

Mehrweg verursacht weniger MüllJede Wiederbefüllung einer Mehrwegflasche ersetzt 
die energie- und ressourcenintensive Herstellung 
einer neuen Flasche, denn weniger Flaschen be-
deutet weniger Verpackungsmüll.

Kontakt: Deutsche Umwelthilfe e.V.
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  Mehrweg ist      Klimaschutz

Kaufen Sie Getränke in Mehrwegflaschen!
Einwegverpackungen belasten das Klima

Mehrweg schont die Umwelt:Weniger Klimakiller CO
2, weniger Abfall und kürzere Transporte

GlaS-MehrweG Steht für QUalItätGlas-Mehrwegflaschen schützen in bestmög-
licher art Geschmack, frische und reinheit 
von Getränken.

1 Mineralwasser Glas-Mehrwegflasche (0,7 Liter), 
die über 50 Mal wiederbefüllt wird,  ersetzt ganze 25 einwegflaschen aus Plastik mit 

dem doppelten Füllvolumen (1,5 Liter).

  Mehrweg ist      Klimaschutz
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Im Graubereich der Umweltgesetze
Molkegetränke ohne Molke, Druckchemikalien in der Safttüte und 
Energiesparlampen mit zu viel Quecksilber : Die DUH wundert sich 
jedes Jahr aufs Neue über die Tricks mancher Industrie- und  
Handelsunternehmen

n Die	Getränkeindustrie	entwickelt	
eine	enorme	Fantasie,	um	die	gesetzli-
che	Pfandpflicht	zu	umgehen.	Die	
DUH	ist	daher	auch	2010	wieder	zahl-
reichen	Verstößen	gegen	die	Pfand-
pflicht	nachgegangen:	Imbissbuden	
verkaufen	pfandfreie	Getränkedosen,	
der	Getränkegroßhandel	vertreibt	
pfandfrei	Getränke	in	Einwegverpa-
ckungen,	Firmen	tarnen	Einwegpro-
dukte	als	Mehrweg.	Derartige	Verstöße	
gegen	die	Pfandregelungen	hat	die	
DUH	erfolgreich	mit	Unterlassungser-
klärungen	und	Meldungen	an	die	Be-
hörden	geahndet.	Als	besonders	dreist	
hat	sich	der	pfandfreie	Verkauf	angeb-
lich	molkehaltiger	Erfrischungsgetränke	
der	Firma	Rhodius	erwiesen.	

Laut	Verpackungsverordnung	sind	
Molkegetränke	von	der	Pfandpflicht	
ausgenommen.	Das	angeblich	auf	
Molkebasis	hergestellte	Energy-Getränk	

kam	den	DUH-Mehrwegexperten	je-
doch	merkwürdig	wässrig	vor.	Sie	ha-
ben	daher	eine	Analyse	der	Inhalts-
stoffe	in	Auftrag	gegeben:	Die	Lebens-
mittelchemiker	konnten	keine	molkety-
pischen	Inhaltsstoffe	nachweisen.	Da	
sich	die	untersuchten	Molkegetränke	
in	keiner	Weise	von	herkömmlichen	
Brausen	unterscheiden,	unterliegen	sie	
–	genau	wie	normale	Limos	auch	–	der	
Pfandpflicht.	Um	den	pfandfreien	Ver-
kauf	der	angeblichen	Molkegetränke	
bundesweit	zu	stoppen,	hat	die	Deut-
sche	Umwelthilfe	erfolgreich	vor	Ge-
richt	geklagt.

Druckchemikalien  
in Lebensmitteln

Verbraucher	sind	auf	die	Angaben	der	
Lebensmittelhersteller	über	den	Inhalt	
der	Verpackung	angewiesen.	Doch	so-

wohl	Inhalt	als	auch	Verpackung	kön-
nen	ein	Problem	sein.	Zahlreiche	Le-
bensmittel	sind	mit	Druckchemikalien	
der	Verpackung	belastet,	haben	Recher-
chen	der	DUH	ergeben.	Die	zuständi-
gen	Bundes-	und	Länderministerien	ha-
ben	insgesamt	zwölf	Druckchemikalien	
in	Lebensmitteln	festgestellt,	von	denen	
zwei	krebserregend	sind.	Die	entdeck-
ten	Chemikalien	legen	einen	Graube-
reich	offen,	in	dem	die	Verpackungsin-
dustrie	Stoffe	einsetzen	kann,	über	deren	
gesundheitliche	Auswirkungen	keine	
Aussagen	möglich	sind.	

Die	DUH	setzt	sich	deshalb	weiterhin	
für	eine	gesetzliche	Festlegung	anwend-
barer	Druckchemikalien	ein.	Nach	un-
serer	Überzeugung	müssen	für	jede	
Druckchemikalie	Gutachten	zur	gesund-
heitlichen	Unbedenklichkeit	vorgelegt	
werden,	bevor	die	Stoffe	für	Lebensmit-
telverpackungen	eingesetzt	werden.
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Wie	wir	weiterhin	feststellen	mussten,	
haben	die	Behörden	die	Verbraucher	
über	die	Verunreinigungen	nicht		
informiert.	Die	DUH	geht	inzwischen		
gerichtlich	gegen	eine	sächsische		
Behörde	vor,	die	Druckchemikalien-
belastungen	von	Lebensmitteln	als		
Betriebsgeheimnis	betrachtet	und	die	
betroffenen	Produkte	nicht	preisgeben	
will.	Das	Amtsgeheimnis	steht	dort	
höher,	als	der	Gesundheitsschutz	der	
Bürgerinnen	und	Bürger.		

Trotz Glühlampenausstieg: 
Discounter, Elektromärkte und 
Drogerieketten verkaufen 
weiter Glühbirnen

Bei	Testbesuchen	hat	die	DUH	festge-
stellt,	dass	einige	Drogerie,	Bau-	und	
Elektromärkte	sowie	Discounter	wei-
terhin	matte	Glühlampen	und	klare	
Glühlampen	mit	mehr	als	60	Watt	
verkaufen.	Diese	ineffizienten	Glüh-
lampen	fallen	unter	den	sogenannten	
Glühlampenausstieg	und	dürfen	
schrittweise	seit	1.	September	2009	
bzw.	2010	nicht	mehr	in	Verkehr	ge-
bracht	werden.	Mit	anderen	Worten:	
In	den	Verkaufsregalen	haben	sie	
nichts	verloren.	Die	Handelsketten	
behaupten	allerdings,	dass	sie	die	
Lampen	schon	vor	dem	Stichtag	auf	
Lager	hatten,	somit	also	Restbestände	
verkaufen	würden.	Die	angeblichen	
Altbestände	sind	jedoch	erstaunlich	
groß	und	so	erscheint	es	völlig	un-
glaubwürdig,	wenn	mehr	als	ein	Jahr	
nach	dem	Glühlampenausstieg	ein	
Baumarkt	noch	so	viele	matte	Glüh-
lampen	übrig	hat,	dass	er	eine	Werbe-
kampagne	damit	machen	kann.	Die	
DUH-Experten	haben	auch	festge-
stellt,	dass	die	Glühlampenhersteller	
noch	im	Sommer	2010	die	unter	die	
2.	Stufe	des	Glühlampenausstieg	fal-
lenden	Glühlampen	produziert	haben:	
Zum	Beispiel	haben	wir	eine	75	Watt	
Glühlampe	gefunden,	die	am	4.	Mai	
2010	produziert	wurde	und	dann	in	
einem	Baumarkt	nach	dem	1.	Septem-
ber	2010	angeboten	wurde.	

Die	DUH	kann	selbstverständlich	
nicht	beweisen,	dass	die	im	Handel	
noch	erhältlichen	matten	Glühlampen	

und	die	klaren	Glühlampen	mit	75	
und	100	Watt	nach	den	jeweiligen	
Stichtagen	in	Verkehr	gebracht	wur-
den.	Das	ist	aber	auch	völlig	unerheb-
lich,	denn	der	Weiterverkauf	dieser	
Lampen	ist	eine	Umgehung	des	Glüh-
lampenausstiegs.	Entweder	haben	die	
Händler	künstliche	Lagerbestände	auf-
gebaut	oder	sie	bekommen	Nach-
schub	–	beides	ist	nicht	vom	europäi-
schen	Gesetzgeber	gewollt.

Rücknahme von Energiespar-
lampen bleibt Baustelle  

Energiesparlampen	und	Leuchtstoff-
röhren	enthalten	geringe	Mengen	
Quecksilber	und	gehören	deshalb	
nicht	in	den	Hausmüll.	Laut	Elektro-
altgerätegesetz	müssen	sie	umweltge-
recht	entsorgt	werden.	Jährlich	gehen	
in	Deutschland	rund	120	Millionen	
quecksilberhaltige	Gasentladungslam-
pen	kaputt,	doch	nur	36	Prozent	da-
von	werden	ordnungsgemäß	entsorgt.	
Die	Sammelquote	von	alten	Energie-
sparlampen	aus	Privathaushalten	be-
trägt	sogar	nur	10	Prozent.

Handelsverbände	und	von	den	Lam-
penherstellern	beauftragte	Rück-

nahme-	und	Recyclingsysteme	für		
Altlampen	diskutieren	daher	seit	ge-
raumer	Zeit,	wie	die	Sammelquote		
erhöht	werden	kann.	Eine	Idee	ist,		
die	Rückgabemöglichkeiten	in	den	
Geschäften	zu	verbessern.	Im	Frühjahr	
2010	haben	die	Beteiligten	sich	frei-
willig	in	einer	Erklärung	dazu	ver-
pflichtet.	Doch	in	der	Praxis	hat	die	
Initiative	wenig	bewirkt,	wie	bundes-
weite	Testbesuche	der	DUH	in	Elek-
tro-,	Bau-,	Drogerie-	und	Supermärk-
ten	ergeben	haben.	Nur	neun	Prozent	
der	Geschäfte,	die	Energiesparlampen		
verkaufen,	nehmen	auch	Altlampen	
zurück.	Zwei	Drittel	der	Geschäfte	
verweigern	die	Rücknahme	komplett.	
Deshalb	fordert	die	DUH	nun	eine		
gesetzliche	Verpflichtung	der	Han-
delsunternehmen	zur	kostenlosen	
Rücknahme	von	Altlampen	und	Elek-
trokleingeräten.

Auch	die	Städte	und	Gemeinden	un-
ternehmen	zu	wenig,	um	die	ordentli-
che	Entsorgung	von	Energiesparlam-
pen	sicher	zu	stellen.	Die	DUH	for-
dert	daher	die	Kommunen	auf,	die	
Sammlung	von	Energiesparlampen	
deutlich	zu	verbessern	und	zu	verein-
fachen.	

Miserable Verbraucherinformation  
zur Entsorgung von Bauschaumdosen

n Montageschaum (PUR-Schaum) wird von Profis und Heimwerkern zum Däm-

men und Abdichten verwendet. Gebrauchte PUR-Schaumdosen enthalten noch 

problematische Reststoffe und müssen als schadstoffhaltige Abfälle getrennt 

gesammelt werden. Die Handelsunternehmen sind verpflichtet, die Verbrau-

cher über Entsorgung und Rückgabe zu informieren, was die DUH regelmäßig 

bei Testbesuchen überprüft. Leider sind die Ergebnisse konstant schlecht: 

Verbraucher werden entweder gar nicht oder sehr schlecht informiert, bundes-

weit gibt es in Baumärkten Probleme bei der Dosenrückgabe.  Die getesteten 

kommunalen Sammelstellen schneiden ebenfalls schlecht ab: In  jeder zwei-

ten Sammelstelle haben die Mitarbeiter falsche Entsorgungshinweise gege-

ben. Außerdem gibt es viel zu wenige öffentliche Abgabestellen für Montage-

schaumdosen. Für ein hochwertiges Recycling und den Gesundheitsschutz der 

Verbraucher wird die DUH den Handel und die Kommunen weiter antreiben. 
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Hand in Hand für besseres Essen

n Urwaldschulen,	Frauenprojekte,	
die	Herstellung	von	gentechnikfreiem	
Saatgut,	Hilfe	zur	Bereitstellung	von	
sauberem	Trinkwasser	–	der	Hand	in	
Hand-Fonds	hilft	weltweit	ökologi-
schen	und	sozialen	Projekten.	Seit	
1998	haben	Rapunzel	Naturkost	und	
die	DUH	in	34	Ländern	122	Projekte	
mit	einer	Gesamtsumme	von	500.000	
Euro	unterstützt.	Der	Fonds	ist	das		
Ergebnis	einer	vertrauensvollen	Part-
nerschaft	zwischen	der	DUH	und		
dem	Naturkosthersteller,	gemeinsam	
haben	wir	daher	ein	Förderkonzept	
entwickelt	und	umgesetzt:		
Wir	legen	großen	Wert	auf	das	Zusam-
menspiel	von	Bildung	und	ökologische	
sowie	soziale	Verbesserungen	durch	die	
vom	Hand	in	Hand-Fonds	unterstützten	
Projekte.	Zudem	wollen	wir	Projekte	
unterstützen,	die	über	das	unmittelbare	
Ziel	hinaus	die	Selbstverantwortung		
ziviler	Gesellschaften	stärken.	Gefördert	
werden	unabhängige	Verbände	und	
Nichtregierungsorganisationen,	die	in	
Entwicklungsländern	aktiv	sind.	

Von Kontinent zu Kontinent: Rapunzel Naturkost und die DUH  
unterstützen mit dem Hand in Hand-Fonds ökologisch-soziale  
Projekte in mittlerweile 34 Ländern. Ganz bodenständig geht es 
auch in Niedersachsen zu, wo die DUH-Ernährungsberaterinnen 
Schülern zeigen, wie sie sich gut und ökologisch ernähren

Nachhaltige Ernährung an Niedersachsens Schulen
n Umweltbildung	und	umweltgerechte	
und	damit	gesunde	Ernährung	sind	die	
Schwerpunkte	des	DUH-Regionalver-
bands	Nord	in	Hannover.	Die	DUH-
Mitarbeiterinnen	schulen	Lehrerinnen	
und	Lehrer,	Eltern	und	Kinder	und	zei-
gen	ihnen	ökologische	Varianten	einer	
gesunden	Pausenverpflegung.	In	regel-
mäßigen	Arbeitskreisen	werden	die	
Schulen	bei	Einrichtung	und	Betrieb	
der	gesunden	Schulverpflegung	in	ei-
ner	NaturKostBar	begleitet	und	durch	
Fachvorträge	weiter	qualifiziert.	

Das	Schulprogramm	„Mc	Möhre	–	Die	
NaturKostBar	an	Schulen“	ist	längst	ein	
Exportschlager	aus	Hannover	in	andere	
Bundesländer.	Die	DUH-Nord	hat	das	
Programm	weiterentwickelt	und	unter	
dem	Motto	„Wer	is(s)t	fair?“	die	Nach-
haltigkeit	stärker	in	den	Fokus	genom-
men.	Eine	Vortragsreihe,	ein	interessan-
tes	Quiz	à	la	„Wer	wird	Millionär“	so-
wie	Multiplikatoren-Schulungen	und	
Schlemmerkurse	bringen	die	anspruchs-
volle	Thematik	der	Schüler-	und	Lehrer-
schaft	näher.		
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Der UmweltMedienpreis 2010 

n Die	hintergründige	und	kritische	
Berichterstattung	über	Umweltthemen	
hat	in	den	vergangenen	Jahren	zum	
Bewusstseinswandel	in	Politik	und	
Gesellschaft	entscheidend	beigetra-
gen.	Nur	der	Leidenschaft	von		
Journalistinnen	und	Journalisten	für	
Umwelt	und	Natur	haben	wir	es	zu	
verdanken,	dass	Umweltthemen	ihren	
festen	Platz	in	der	medialen	Bericht-
erstattung	gefunden	haben.	Ihrer	hart-
näckigen	Recherche,	manchmal	auch	
Detailversessenheit	und	journalisti-
schen	Kunst	der	Vermittlung	komple-
xer	Zusammenhänge	aus	Natur	und	
Umwelt	ist	der	UmweltMedienpreis	
gewidmet.	

Die	Deutsche	Umwelthilfe	vergibt	
den	Preis	an	Autoren,	Redaktionen,	
Regisseure	und	andere	Medienschaf-
fende	für	„herausragende	Leistungen	
bei	der	journalistischen	und	schrift-
stellerischen	Auseinandersetzung	mit	
der	Erhaltung	der	natürlichen	Lebens-
grundlagen“,	wie	es	in	der	Ausschrei-
bung	heißt.	2010	hat	zum	achten	Mal	
die	Deutsche	Telekom	die	Verleihung	
des	UmweltMedienpreises	unterstützt.									

Preisträgerinnen  
und Preisträger des  
15. UmweltMedienpreis 2010

Dagmar	Dehmer,	Journalistin	und	
Redakteurin	des	„Tagesspiegel“,	Berlin	
(Kategorie	Print)	

Katja	Huber,	Redaktionsleiterin	und	
Florian	Fricke,	Matthias	Leitner,	
Autoren	der	Sendereihe	„Zündfunk	Ge-
nerator“	beim	Bayerischen	Rundfunk		
(Kategorie	Hörfunk)	

Werner	Boote,	Autor	und	Regisseur	
des	Films	„Plastic	Planet“ 
(Kategorie	Film)	

Christoph	Bautz,	Dr.	Felix	Kolb	und		
Dr.	Günter	Metzges,	Initiatoren	des	
Internetportals	www.campact.de		
(Kategorie	Neue	Medien)

Adrienne	Goehler,	Kuratorin	und	
Jaana	Prüss,	Projektleiterin	der	Ausstel-
lung	„Zur	Nachahmung	empfohlen	–	
Expeditionen	in	Ästhetik	und		
Nachhaltigkeit“		
(Kategorie	Sonderpreis)	

Bündnis	90/Die	Grünen	Fraktionsvorsitzende	Renate	
Künast	(oben)	stimmte	mit	ihrem	Grußwort	auf	die	
Preisverleihung	ein.	SPD-Parteivorsitzender	Sigmar	
Gabriel	(unten)	hielt	die	Laudatio	auf	Dagmar	Dehmer.
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Das Leitungsteam

n	Jürgen	Resch	führt	die	DUH	als	Bun-
desgeschäftsführer	bereits	seit	1986.		
Jürgen	Resch	hat	die	Einführung	schwe-
felfreier	Kraftstoffe	und	Dieselrußparti-
kelfilter	durchgesetzt,	er	hat	vor	dem		
Europäischen	Gerichtshof	das	„Recht	
auf	saubere	Luft“	in	unseren	Ballungs-
zentren	erstritten	und	maßgeblich	zum	
Erhalt	des	klimafreundlichen	Mehrweg-
systems	in	Deutschland	beigetragen.	
Zur	Durchsetzung	von	Energieeffizienz,	
Luftreinhaltung	und	Klimaschutz	
schmiedet	Resch	ungewöhnliche	Allian-
zen	mit	Unternehmen,	Vertretern	aus	
Politik	und	Verbänden.	Ehrenamtlich		
tätig	ist	Jürgen	Resch	im	Stifterrat	des	
Global	Nature	Fund	und	als	Vorstands-
mitglied	der	Tropenwaldstiftung		
OroVerde.	

n Dr.	Peter	Ahmels	leitet	den	Bereich	
Erneuerbare	Energien	und	das	Forum	
Netzintegration	in	Berlin.	Er	ist	promo-
vierter	Agrarwissenschaftler	mit	eigenem	
Hof	in	Ostfriesland	und	war	von	1997	
und	2007	Präsident	des	Bundesverbands	
Windenergie	(BWE).		

n Maria	Elander	leitet	den	Bereich	Kreis-
laufwirtschaft	in	Berlin.	Zuvor	war	sie	im	
Umweltbundesamt	in	der	Abteilung	tech-
nischer	Umweltschutz	und	als	Referentin	
für	Umweltpolitik	und	Nachhaltigkeit	
beim	Nabu	tätig.	Maria	Elander	hat	in	
Schweden	technische	Physik,	Umweltpo-
litik	und	Umweltmanagement	studiert	
und	lebt	seit	2002	in	Deutschland.

n Rainer	Baake	ist	seit	2006	Bundesge-
schäftsführer	der	DUH.	Seine	Arbeits-
schwerpunkte	sind	Klimaschutz,	Energie-
wende	und	Biodiversität.	Rainer	Baake	
war	zuvor	beamteter	Staatssekretär	im	
Bundesumweltministerium.	Dort	hatte	er	
die	Verantwortung	für	die	„umweltpoliti-
schen	Großbaustellen“	der	rot-grünen	
Regierungszeit	–	vom	Atomausstieg	über	
die	Klimapolitik	und	das	Kyoto-Protokoll	
bis	zum	Erneuerbare-Energien-Gesetz,	
der	Einführung	des	Emissionshandels	und	
der	Novellierung	des	Bundesnaturschutz-
gesetzes.	Rainer	Baake	hat	Volkswirt-
schaft	in	Marburg	studiert,	war	von	1985	
bis	1991	stellvertretender	Landrat	von	
Marburg-Biedenkopf	und	von	1991	bis	
1998	Staatssekretär	im	hessischen	Um-
weltministerium.

n Dorothee	Saar	leitet	den	Bereich	Ver-
kehr	und	Luftreinhaltung.	Sie	hat	Land-
schaftsplanung	in	Berlin	studiert,	hat	
mehrere	Jahre	freiberuflich	als	Diplom-
Ingenieurin	in	der	Landschaftsplanung	
mit	dem	Schwerpunkt	Verkehrsinfrastruk-
turplanung	gearbeitet	und	war	Projektlei-
terin	für	energieeffiziente	Verkehrssys-
teme	bei	der	dena.	Bei	der	DUH	ist	sie	
seit	2006.				
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n Michael	Hadamczik	leitet	den	Bereich	
Marketing	und	Finanzen	und	die	Bun-
desgeschäftsstelle	in	Radolfzell.	Er	ist	stu-
dierter	Diplom-Volkswirt,	war	Geschäfts-
führer	des	Öko-Test-Verlages	und	dann	
viele	Jahre	wissenschaftlicher	Mitarbeiter	
der	Bundestagsfraktion	Bündnis90/Die	
Grünen.

n Agnes	Sauter	leitet	seit	April	2009	den	
Bereich	Verbraucherschutz	in	Radolfzell.	
Sie	kennt	alle	Facetten	der	DUH-Ver-
bandsarbeit,	da	sie	seit	1998	in	leitender	
Funktion	in	der	Bundesgeschäftsstelle		
tätig	ist.	Agnes	Sauter	ist	Diplom-Verwal-
tungswissenschaftlerin	und	war	vor	ihrem	
Einstieg	bei	der	DUH	Geschäftsführerin	
des	Malteser	Hilfsdiensts	in	Esslingen.					

n Dr.	Cornelia	Nicklas	leitet	den	Bereich	
Recht	in	der	Geschäftsstelle	Berlin.		
Sie	hat	in	Frankfurt/Main	Jura	studiert	
und	als	Umweltjuristin	für	Ecologic	im	
Bundesumweltministerium,	als	Rechtsan-
wältin	und	als	Referentin	im	Öffentlichen	
Dienst	gearbeitet.	

					

n Dagmar	Israel	leitet	seit	Oktober	1990	
die	Geschäftsstelle	in	Hannover	und	den	
Regionalverband	Nord.	Sie	ist	Gymnasi-
allehrerin	für	Biologie	und	Geographie,	
hat	bei	einer	Unteren	Naturschutzbe-
hörde	als	Biologin	gearbeitet	und	Um-
weltschutztechniker	ausgebildet.	Ehren-
amtlich	engagiert	sich	Dagmar	Israel	als	
1.	Vorsitzende	der	Arbeitsgemeinschaft	
Natur-	und	Umweltbildung	Niedersach-
sen/Bremen	und	im	Vorstand	des	Vereins	
„Umweltschulen	für	Europa“.	

n Robert	Spreter	leitet	den	Bereich	Kom-
munaler	Umweltschutz	in	Radolfzell.	Er	
kam	2002	zur	DUH	und	hat	maßgeblich	
die	Wettbewerbe	Zukunftsfähige	Kom-
mune	und	Bundeshauptstadt	im	Klima-
schutz	entwickelt.	Nach	einer	Ausbil-
dung	zum	Vermessungstechniker	hat		
Robert	Spreter	Landschaftsplanung	und	
Städtebau	studiert	und	engagierte	sich	in	
der	BUNDjugend	für	den	Naturschutz.	

n Dr.	Gerd	Rosenkranz	ist	seit	2004	Leiter	
Politik	und	Presse	im	Büro	Berlin.	Zuvor	
hat	er	für	das	Magazin	Der	Spiegel,	die	Ta-
geszeitung	taz	und	als	freier	Journalist	mit	
den	Schwerpunkten	Umwelt	und	Energie	
gearbeitet.	Studiert	hat	Gerd	Rosenkranz	
Werkstoffwissenschaften	(Dipl.	Ing.)	und	
Kommunikationswissenschaft	in	Stuttgart.		

n	Albert	Wotke	leitet	das	Berliner	Büro	der	
DUH	seit	dessen	Gründung	2001	und	führt		
die	Geschäfte	des	Regionalverbands	Ost.	
Nach	dem	Biologiestudium	in	Freiburg	lehrte	
und	forschte	er	zu	Vegetations-	und	Natur-
schutzthemen	am	Leibniz-Zentrum	für	Agrar-
landschaftsforschung.	Seit	seiner	frühen	Ju-
gend	engagiert	sich	Albert	Wotke	ehrenamt-
lich	im	Naturschutz,	u.a.	beim	BUND.	

n Ulrich	Stöcker	leitet	seit	Juli	2009	den	
Bereich	Naturschutz	in	Berlin.	Davor	war		
er	Leiter	des	Referats	„Grundsatz-	und	
Rechtsfragen	des	Naturschutzes“	im	Umwelt-
ministerium	Brandenburg.	Ulrich	Stöcker		
hat	Jura	u.a.	in	Saarbrücken	und	Lausanne	
studiert,	für	das	Umweltbundesamt	und	das	
UN-Umweltprogramm	gearbeitet.		

n  Dr.	Cornelia	Ziehm	leitet	seit	März	2009	
den	Bereich	Klimaschutz	und	Energiewende	
in	Berlin.	Sie	war	Staatsrätin	für	Umwelt,		
Europa	und	Entwicklungszusammenarbeit		
in	Bremen	und	hat	von	2005	bis	2007	den	
Bereich	Recht	und	Verbraucherschutz	bei	
der	DUH	geleitet.	Cornelia	Ziehm	hat	Jura	
u.a.	in	Hamburg	studiert,	war	als	Rechtsan-
wältin	mit	dem	Schwerpunkt	Umwelt-,	Bau-	
und	Planungsrecht	tätig.
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Solide Finanzen für engagierte Umweltarbeit

Erträge der DUH 2009 (in Tausend Euro, gerundet)*  

       2009    2008

Spenden     2.117   2.444 

Zuschüsse     1.797   0.888

Verbraucherschutz    0.676   0.480

Verwendung von Projektrücklagen  0.700   0.425

Beiträge von Förderern und Paten  0.150   0.150

Zuweisungen von Justizbehörden  00.74   00.74

Sonstige     0.246   0.281

     5.760   4.742

*Anmerkungen: 
Der geprüfte Jahresabschluss für das Jahr 2010 lag zum Redaktionsschluss dieses Jahres- 
berichts (01.12.2010) noch nicht vor. Da wir nur testierte Zahlen veröffentlichen,  
finden Sie hier die Zahlen des Jahresabschlusses 2009.

Geringfügige Summenabweichungen sind durch Rundungsdifferenzen verursacht.

Eine breite Basis von privaten Spendern und  
öffentlichen Geldgebern trägt zur Umwelt- und 
Naturschutzarbeit der DUH bei  

n  Die	Deutsche	Umwelthilfe	e.V.	
(DUH)	braucht	eine	tragfähige	finanzi-
elle	Grundlage,	um	ihre	ständig	wach-
senden	Aufgaben	wahrnehmen	und	
ihre	strategischen	Ziele	umsetzen	zu	
können.	Das	ist	Jahr	für	Jahr	eine	große	
Herausforderung.	Da	die	DUH	weder	
über	einen	Kapitalstock	noch	über	ins-
titutionelle	Förderung	verfügt,	muss	je-
des	Projekt	vollständig	über	Spenden,	
Zuschüsse	oder	andere	externe	Mittel	
finanziert	werden.	Auch	im	Jahr	2009	
ist	das	wieder	weitgehend	gelungen.

Das	Haushaltsvolumen	der	DUH	ist	
wie	schon	in	den	vergangenen	Jahren	
weiter	gestiegen	und	hat	im	Jahr	2009	
einen	Wert	von	5,8	Millionen	Euro	er-
reicht.	Erfreulicherweise	konnten	wir	
den	gestiegenen	Umfang	der	Projektar-
beit	leisten,	ohne	im	gleichen	Maß	die	
Verwaltungsausgaben	zu	erhöhen.

Einnahmen:  
Die Mischung macht‘s

Eine	gute	Mischung	verschiedener	Ein-
nahmen	sichert	die	Unabhängigkeit	
und	begrenzt	das	Risiko	finanzieller	
Rückschläge.

Die	größte	Einnahmequellen	der	DUH	
sind	Spenden	und	Sponsoring	mit	37	
Prozent.	Eine	ganz	besonders	wichtige	
Rolle	spielen	auch	die	Beiträge	unserer	
Förderer	und	Paten.	

Stark	zugenommen	haben	mit	31	Pro-
zent	die	Projektzuschüsse.	Ebenfalls	
gewachsen	sind	die	Einnahmen	des	
ökologischen	Verbraucherschutzes:	Sie	
haben	2009	mit	12	Prozent		zur	Finan-
zierung	der	DUH	beigetragen.	

Projektzuschüsse	hat	die	DUH	sowohl	
von	öffentlichen	als	auch	von	privaten	
Institutionen	erhalten.	In	diesem	Zu-
sammenhang	sind	insbesondere	das	
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Solide Finanzen für engagierte Umweltarbeit

Ausgaben der DUH 2009 (in Tausend Euro, gerundet)  

       2009    2008

Projektzuschüsse    0.793   0.484

Umweltinformation    0.458   0 608

Naturschutz    0.431   0.315

Kreislaufwirtschaft/Mehrweg    . 305   0.285

Verkehr     0.725   0.682

Energie     0.850   0.194

Kommunaler Umweltschutz   0.382   0.288

Verbraucherschutz und Recht   0.410   0.327

Projekte der Regionalverbände   0.049   0 103

Einstellung in Projektrücklagen   0.633   0.700

Verwaltung    0.774   0.740

     5.810   4.726

Bundesministerium	für	Umwelt,	Natur-
schutz	und	Reaktorsicherheit,	das	Um-
weltbundesamt	sowie	das	Bundesamt	
für	Naturschutz	zu	nennen.	Auch	die	
Deutsche	Bundesstiftung	Umwelt,	die	
EU-Kommission	und	private	Stiftungen	
wie	die	European	Climate	Foundation	
unterstützen	Projekte	der	Deutschen	
Umwelthilfe.	

Bei	der	Verwendung	von	Projektrückla-
gen	handelt	es	sich	um	Geld,	das	im	
Vorjahr	eingenommen	wurde,	aber	erst	
im	Jahr	2009	eingesetzt	werden	konnte.

Unter	Sonstige	sind	Einnahmen	von	ge-
ringerer	Größenordnung	wie	Erbschaf-
ten	und	Zinserträge	zusammengefasst.	

Ausgaben: 86 Prozent  
gehen in die Projekte

Die	Hauptarbeit	der	DUH	findet	in	den	
Projekten	für	den	Umwelt-	und	Klima-
schutz,	für	den	Naturschutz	und	für	die	
Durchsetzung	der	Verbraucherrechte	
statt.	Hierfür	setzen	wir	daher	auch	
den	überwiegenden	Teil	des	verfügba-
ren	Geldes	ein:	Das	Geld	fließt	in	Pro-
jekte	für	den	Schutz	bedrohter	Arten,	
die	Reinhaltung	der	Luft	oder	den	effi-
zienten	Umgang	mit	Energie.	Zur	Pro-
jektarbeit	gehören	Kongresse,	Tagun-
gen,	Veranstaltungen	und	eine	inten-
sive	Presse-	und	Öffentlichkeitsarbeit.	
Im	Jahr	2009	standen	für	diese	Aufga-
ben	86	Prozent	unserer	finanziellen	
Mittel	zur	Verfügung.	

4,3	Millionen	Euro	konnten	wir	2009	
in	Umwelt-	und	Naturschutzprojekte,	
in	Kampagnen	und	Informationsmate-
rial	investieren.	Weitere	633.000	Euro	
haben	wir	für	Projektaufwendungen	
des	Folgejahres	zurückgestellt.	Der	An-
teil	der	Verwaltungskosten	ist	mit	14	
Prozent	noch	einmal	geringer	als	im	
Vorjahr.
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Bilanz Deutsche Umwelthilfe e.V.     

Aktiva       2009 in E   2008 in Tsd. E   Passiva     2009 in E    2008 in Tsd. E 

Anlagevermögen   0.502.844    0.552     Freie Rücklagen   0.713.811     0.762   

Sachanlagen    0.066.067     0.044      

Finanzanlagen    0.436.777    0. 508     Zweckgebundene 
       Rücklagen   1.356.099     1.495   

       Rückstellungen  
       für betriebliche  
       Alterskapitalanlage   0. 336.266     0. 408   

Umlaufvermögen   2.427.679    2.823     Projektrückstellungen  0.834.877     0. 912   

Forderungen    0.029.467     0.044     Sonstige Rückstellungen  0.184.956     0. 175   

Kasse, Banken    2.178.408     2.281      

Sonstige Vermögens- 
gegenstände    0.219.804    0. 498     Verbindlichkeiten   0.646.695     0.646   

Aktive Rechnungs-      Passive Rechnungs- 
abgrenzung   0.069.714    0.007     abgrenzung   0.283.632        479

Bilanzsumme   3.000.237    3.382     Bilanzsumme   3.000.237     3.382   

Für	eigene	Naturschutzprojekte	haben	
wir	431.000	Euro	ausgegeben.	Das	ge-
samte	Engagement	der	DUH	für	den	
Naturschutz	ist	jedoch	deutlich	größer.	
Ein	erheblicher	Teil	der	Projektzu-
schüsse	an	andere	Umweltorganisatio-
nen	dient	ebenfalls	der	Finanzierung	
von	Naturschutzprojekten	und	auch	
bei	den	Projekten	der	Regionalver-
bände	hat	der	Naturschutz	eine	große	
Bedeutung.	

Bilanz: gut finanziert

Die	Bilanzsumme	ist	mit	3	Millionen	
Euro	etwas	niedriger	als	im	Vorjahr	–	
2008	waren	es	3,4	Millionen	Euro.	In	
etwa	dem	gleichen	Umfang	hat	die	
DUH	ihre	Verbindlichkeiten	abgebaut,	
mit	der	Verringerung	der	Bilanzsumme	
ist	also	eine	Verbesserung	der	Finan-
zierungsstruktur	verbunden.	Leider	ge-
lang	es	nicht	vollständig,	den	Haushalt	
zur	Deckung	zu	bringen.	Ein	Defizit	

von	49.000	Euro	schlägt	sich	in	der	
leichten	Verringerung	der	freien	Rück-
lagen	nieder.

Geprüfte Finanzen

Die	DUH	erstellt	ihren	Jahresabschluss	
nach	den	Vorschriften	des	HGB	für	Ka-
pitalgesellschaften.	Die	Jahresrechnung	
entspricht	den	gesetzlichen	Vorschrif-
ten	und	liefert	ein	zutreffendes	Bild	der	
Vermögens-	und	Ertragslage	der	Deut-
schen	Umwelthilfe.	Dies	bestätigt	die	
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft	Dr.	
Herberger	GmbH.	Sie	hat	den	Jahres-
abschluss	zum	31.12.	2009	geprüft	
und	mit	dem	uneingeschränkten	Bestä-
tigungsvermerk	versehen.

Mitarbeiter

Die	Deutsche	Umwelthilfe	beschäftigte	
zum	31.12.2010	insgesamt	73	Mitar-
beiterinnen	und	Mitarbeiter,	davon	33	
in	der	Geschäftsstelle	Radolfzell,	34	in	
der	Geschäftsstelle	Berlin,	weitere	fünf	
in	der	Geschäftsstelle	Hannover	sowie	
eine	Mitarbeiterin	im	Projektbüro	Elbe	
in	Köthen.
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Bilanz Deutsche Umwelthilfe e.V.     

Aktiva       2009 in E   2008 in Tsd. E   Passiva     2009 in E    2008 in Tsd. E 

Anlagevermögen   0.502.844    0.552     Freie Rücklagen   0.713.811     0.762   

Sachanlagen    0.066.067     0.044      

Finanzanlagen    0.436.777    0. 508     Zweckgebundene 
       Rücklagen   1.356.099     1.495   

       Rückstellungen  
       für betriebliche  
       Alterskapitalanlage   0. 336.266     0. 408   

Umlaufvermögen   2.427.679    2.823     Projektrückstellungen  0.834.877     0. 912   

Forderungen    0.029.467     0.044     Sonstige Rückstellungen  0.184.956     0. 175   

Kasse, Banken    2.178.408     2.281      

Sonstige Vermögens- 
gegenstände    0.219.804    0. 498     Verbindlichkeiten   0.646.695     0.646   

Aktive Rechnungs-      Passive Rechnungs- 
abgrenzung   0.069.714    0.007     abgrenzung   0.283.632        479

Bilanzsumme   3.000.237    3.382     Bilanzsumme   3.000.237     3.382   

Bundesvorstand

Professor	Dr.	Harald	Kächele,	Berlin
Vorsitzender

Burkhard	Jäkel,	Betzendorf
stellvertretender	Vorsitzender

Michael	Spielmann,	Duderstadt
stellvertretender	Vorsitzender

Carl-Wilhelm	Bodenstein-Dresler,	
Hannover

Corinna	Cwielag,	
Schwerin

Professor	Dr.	Margit	Mönnecke,	
Malans	(CH)

Michael	Rothkegel,	Frankfurt

Dr.	Thomas	Schaefer,	Konstanz

Sabine	Weisschedel-Brass,	
Ausserberg	(CH)

 
Bundesgeschäftsführer

Jürgen	Resch	

Rainer	Baake	

Projektbüro

Projektbüro	Elbe:
Ansprechpartnerin:	Ines	Wittig	
Poststr.	7	
06366	Köthen	
Telefon		03496	210009	
Telefax		03496	210008	
E-Mail:		lebendige-elbe@duh.de

	

	

Bundesgeschäftsstellen

Leiter	der	Geschäftsstelle	Radolfzell:	
Michael	Hadamczik	
Fritz-Reichle-Ring	4		
78315	Radolfzell		
Telefon		07732	9995-0	
Telefax		07732	9995-77	
E-Mail:		info@duh.de

Leiter	der	Geschäftsstelle	Berlin:	
Albert	Wotke	
Hackescher	Markt	4		
10178	Berlin	
Telefon		030	2400867-0	
Telefax		030	2400867-19	
E-Mail:		duh-ost@duh.de	

Leiterin	der	Geschäftsstelle	Hannover:	
Dagmar	Israel	
Goebenstr.	3a	
30161	Hannover		
Telefon		0511	390805	-	0		
Telefax		0511	390805-19		
E-Mail:		duh-nord@duh.de

Regionalverbände

Regionalverband	Süd:
Ansprechpartnerin:	Tina	Hellwig	
Fritz-Reichle-Ring	4		
78315	Radolfzell		
Telefon		07732	9995-23	
Telefax		07732	9995-77	
E-Mail:	hellwig@duh.de

Regionalverband	Ost:
Ansprechpartner:	Albert	Wotke	
Hackescher	Markt	4		
10178	Berlin	
Telefon		030	2400867-0	
Telefax		030	2400867-19	
E-Mail:		duh-ost@duh.de

Regionalverband	Nord:
Geschäftsführerin	des	Regionalverbandes:	
Dagmar	Israel	
Goebenstr.	3a	
30161	Hannover		
Telefon		0511	390805-0		
Telefax		0511	390805-19		
E-Mail:		duh-nord@duh.de
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